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2 Integrierte Aufgaben- und Finanzplanung 2010 bis 2013 
 
21 Strategiekonforme Umsetzung der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 – 

rollende Fortsetzung 2010 bis 2013 

 

Grundlage für die Langfristplanung bildet die Strategieplanung 2012+, die der Regierungsrat im Sep-
tember 2002 erstmals verabschiedet hat. Zu deren Vorbereitung wurde eine breite, wissenschaftlich 
unterstützte Lageanalyse durchgeführt, welche die Auswirkungen durch die Globalisierung der Wirt-
schaft, den beschleunigten Wertewandel in der Zivilgesellschaft und die Veränderungen in der Um-
welt sowie im staatlichen Umfeld einfing. Der Regierungsrat umschrieb darin zu zehn Politikbereichen 
strategische Leitideen für die nachhaltige Entwicklung zum Wohlergehen der Bewohnerinnen und 
Bewohner des Kantons und fasste die angestrebte künftige Positionierung des Kantons wie folgt zu-
sammen: 

KANTON OBWALDEN 
WOHN-ATTRAKTIV, WIRTSCHAFTS-DYNAMISCH UND OPTIMAL VERNETZT 

IHR PARTNER IN DER ZENTRALSCHWEIZ 

 
Nach der Amtsdauerplanung 2002 bis 2006 basiert bereits die zweite Amtsdauerplanung 2006 bis 
2010 auf der Langfriststrategie 2012+. In ihr werden, gestützt auf eine aktualisierte Gesamtbeurtei-
lung der Rahmenbedingungen und des strategischen Handlungsbedarfs die strategischen Leitideen 
mit ihren Wirkungszielen konsequent weiterverfolgt. Ergänzend werden dazu strategische Kennzah-
len aufgeführt, welche die erzielten Fortschritte und Entwicklung insbesondere auf der Zeitachse 
und/oder im Verhältnis zu andern Kantonen bzw. im Vergleich zum schweizerischen Mittel aufzeigen. 
Dies, um das strategische Controlling zu ermöglichen.  
 
Die Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 hält die Massnahmen fest, das heisst insbesondere die Pro-
jekte, Gesetzgebungsvorhaben und Investitionen, welche prioritär zur Erreichung der strategi-
schen Leitideen und Wirkungsziele verfolgt werden.  
 
In der vorliegenden Integrierten Aufgaben- und Finanzplanung 2010 bis 2013 wird die Umsetzung 
der Ziele und Massnahmen der Amtsdauerplanung konkretisiert und nach den Verantwortlichkeiten 
auf Stufe Departement und Amt sichtbar gemacht. Es handelt sich um eine rollende, jährlich nachge-
führte Planung, in welcher auch Veränderungen der Rahmenbedingungen Rechnung getragen oder 
neue Schwergewichtsbildungen getroffen werden können, um letztlich die strategischen Ziele zu er-
reichen.  
 
Für die Unterstützung des Controllings auf Stufe Regierungsrat – Controlling verstanden als unter-
nehmerischer Entscheidungs- und Steuerungsprozess durch zielgerichtete Informationser- und -
verarbeitung (nach Preissler) – werden wiederum wie im Vorjahr eine Reihe von strategischen Kenn-
zahlen über die Positionierung des Kantons dargestellt und die Hauptstossrichtung sowie Schwer-
punktprojekte des Regierungsrats für das kommende Jahr 2010 vorangestellt.  
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22 Strategische Kennzahlen und Veränderungen der 

Rahmenbedingungen 
 
22.1 Entwicklung der strategischen Kennzahlen 2009 und 2010 
 
In der Strategie- und Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 finden sich strategische Kennzahlen, 
welche ein Controlling der strategischen Leitideen und Wirkungsziele in den einzelnen 
Politikbereichen ermöglichen. In diesem Kapitel werden im Sinne einer rollenden 
Nachführung ausgewählte strategische Kennzahlen zusammengefasst, welche für die 
Entwicklung des Kantons und seine Positionierung als besonders bedeutsam aufgefasst 
werden. Weitere Kennzahlen werden verwaltungsintern zuhanden der Auswertung über die 
ganze laufende Amtsdauer ermittelt. 
 
Strategische Kennzahl nach 
Politikbereichen 

2007 2008 Ziel 
2009 

Ziel 
2010 

Volkswirtschaft     

     
Standortqualitätsindikator der CS 
(SQI) für OW 
Rang unter den Zentralschweizer 
Kantonen 
(Ø CH -0,3 bis +0,3) 

0,89 
 

3 

0,86 
 

3 

1,0 
 

3 

0,6 
 

3 

     
Bevölkerungsentwicklung gemäss 
Einwohnerkontrolle  
(Stand Ende Dezember, Basis 
Gesamtbevölkerung)  

34 317  34 693 
 

+ 300 
(0,9 %) 

+ 300 

     
Neueintragungen im 
Handelsregister (netto)  

336 428 + 300 > 350 

     
Volkseinkommen in Franken pro Kopf 
*2006 und **2007  
(gemäss Schätzwerten UBS) 
 

42 350 
- 
 

CH 56 995

40 235 
- 7,5% 

 
CH 54 529

- 7,9% 

Wachstum 
= CH-Mittel 

Wachstum
 = CH-Mittel

 

 

Bildung     

     
Gymnasiale Maturitätsquote – – OW 15,4 % OW 15,4 %

 
 – CH 19,2 % 90 % von   

CH-Mittel 
90 % von  
CH-Mittel 



Strategische Kennzahl nach 
Politikbereichen 

2007 2008 Ziel 
2009 

Ziel 
2010 

     
Berufsberatungsquote 
(Nutzung des Angebots durch Dritte im CH-
Vergleich) 

21,3 % 18,7 % > 20 % 18 % 

     
Jugendarbeitslosigkeit (15- bis 19-
Jährige)  

OW 1,0 
CH 2,3 

OW 0,7 
CH 2,1 

< 50 % von 
CH-Mittel 

< 50 % von 
CH-Mittel

     

Gesundheit  
 

 
  

     

Gesundheitskosten in Franken  
pro Kopf und Jahr von Kanton und 
Gemeinden  
Quelle: BFS Statistik „Kosten und 
Finanzierung des Gesundheitswesens“ 
2007 (prov. Zahlen in Mio. Fr.)  

... 1)  

(erscheint erst 

auf Ende 2009)

... OW < 60 % 
von CH-Mittel 

OW < 60 %
von CH-Mittel

     
Im Kantonsspital Obwalden 
behandelte Patientinnen und 
Patienten innerhalb des Kantons 
behandelte Obwaldner 
Patientinnen und Patienten 
Quelle: BFS „Krankenhausstatistik“ 2007 
(mit Engelberger Patienten in Stans)  

2 769 

 

50 % 

 

3048 
 

... 1) 

≥ 55 % ≥ 55 % 

     

Soziale Wohlfahrt/soziale 
Sicherheit  

    

     
Sozialhilfe-Quote  OW 1,1 %

CH ... 1) 
... 1) = = 

Sicherheit und Recht  
    

     

Straftaten nach Schweizerischem 
Strafgesetzbuch: insgesamt 
 
   davon: gegen Leib und Leben 
               aufgeklärt  

 
1 192/45 %
 

63 
53 

 
1 219/37 %

 
69 
61 

Aufklärungs-
rate:  
40 % 

 

Aufklärungs-
rate:  
90 % 

Aufklärungs-
rate:  
40 % 

 

Aufklärungs-
rate:  
90 % 
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Strategische Kennzahl nach 
Politikbereichen 

2007 2008 Ziel 
2009 

Ziel 
2010 

Raumordnung, Umwelt und 
Energie  

  
  

     

Nicht überbaute Wohnbauland Fläche 
(davon verfügbar auf Markt, Statistik iow)   

69 ha 
42 % 

68 ha 
49 % 

 
> 50 % 

 
> 45 % 

     

Nicht überbaute Industrie- und 
Gewerbeland Fläche  
(davon verfügbar auf Markt, Statistik iow)  

30 ha 
41 % 

20 ha 
46 % 

 
> 50 % 

 
> 45 % 

     

Verkehr und Infrastruktur      

     
Angebot und Nachfrage zb 
Zentralbahn total (in Fr.): 
– Kurskilometer alle Linien (Angebot)
– Personenkilometer alle Linien 

(Nachfrage) 

 
2,488 Mio

 
120,6 Mio.

 
2,492 Mio.

 
120,8 Mio.

 

 
2,492 Mio. 

 
125 Mio. 

 
2,630 Mio

 
125,8 Mio

 

Finanzen und Steuern      

     
Kriterien nachhaltige Finanzpolitik:     
– Ertragsüberschuss Laufende 
Rechnung (ohne a.o. Abschreibungen) 

 
+23,5 Mio. Fr.

 
+31,2 Mio. Fr.

 
+/- 0 

 
+/- 0 

– Eigenfinanzierungsgrad in % der 
Investitionen (mit a.o. Abschreibungen) 

 
116,9 % 

 
157,4 % 

 
100 % 

 
100 % 

     

1)  Zahlen (noch) nicht vorhanden 
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22.2 Besondere Rahmenbedingungen 2010 im Umfeld 
 
Der Regierungsrat hat mit der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 eine breite Gesamtbeurteilung der 
Rahmenbedingungen und des strategischen Handlungsbedarfs vorgenommen (siehe APL, Kapitel 2, 
Seite 4 ff.). Im Folgenden werden deshalb nur wesentliche Änderungen festgehalten, welche mit Blick 
auf die Jahresplanung 2010 oder die rollende Integrierte Aufgaben- und Finanzplanung 2010 bis 2013 
von besonderer Bedeutung sind bzw. die Anpassung und Ergänzung von Massnahmen (Projekte, 
Gesetzgebungsvorhaben und Investitionen) notwendig machen. 
 
 
.21 Gesellschaftliches Umfeld 
 
Das GFS-Sorgenbarometer (Credit Suisse [Hrsg.], Zürich, Dezember 2008) zeigt eine übergeordne-
te Problemwahrnehmung der schweizerischen Bevölkerung in folgender Reihenfolge: 
 

  2008 2007 

1 Arbeitslosigkeit 53 % – 4 57 % – 9 
2 Gesundheitswesen 40 % + 2 38 % – 17 
3 Altersvorsorge 39 % – 6 45 % – 6 
4 Inflation 32 % + 12 20 % + 1 
5 Flüchtlinge 30 % + 4 26 % – 13 
6 Neue Armut 28 % + 3 25 % – 3 
7 Persönliche Sicherheit 27 % – 3 30 % + 17 
8 Ausländer 24 % – 11 35 % + 8 
9 Umweltschutz 20 % – 5 25 % + 18 

10 Soziale Sicherheit 20 % + 1 19 % 0 
11 Bundesfinanzen 20 % + 2 18 % + 1 
12 Europäische Integration / Bilaterale 17 % – 3 20 % + 2 
13 Löhne 17 % – 6 23 % – 3 
14 Wirtschaftsentwicklung allgemein 17 % + 8 9 %  
15 Energie 15 % + 5 10 % – 1 
16 Familienpolitik 13 % – 13 % – 
17 Globalisierung 11 % – 3 14 % + 3 
18 Sozialpartnerschaft 10 % + 3 7 %  

    
 
Ein Blick auf die drei grössten Sorgen 2008 zeigt im Wesentlichen eine Bestätigung der grossen 
Trends der vergangenen Jahre. Bereits zum sechsten Mal in Folge bereitet die Arbeitslosigkeit den 
Schweizerinnen und Schweizern die grösste Sorge, wobei die Gewichtung um 4 auf 53 Prozent Nen-
nungen gesunken ist. Gar um 6 Prozentpunkte gesunken ist die Sorge um die Altersvorsorge, die mit 
39 Prozent nun hinter dem Themenbereich Krankenkasse/Gesundheit (40 Prozent/+ 2 Prozent) den 
dritten Platz belegt. Diese drei Themen machen seit nunmehr acht Jahren die ersten drei Plätze des 
Sorgenbarometers unter sich aus und können fast schon als fixe Grösse vorweggenommen werden.  
Es handelt sich um eine Erhebung auf nationaler Ebene, die wohl tendenziell, aber nicht im Massstab 
eins zu eins auf die Problemwahrnehmung im Kanton Obwalden übertragen werden kann. Für den 
Kanton sind die Aussagen des GFS-Barometers deshalb stets aus einer sachlichen Distanz zu beur-
teilen. Obwohl mit dieser Umfrage langfristige Trends sichtbar werden, widerspiegeln sich in den Er-
gebnissen deutlich aktuelle Themen im Zeitpunkt der Erhebung. So war im Zeitpunkt der Umfrage 
(Sommer/Herbst 2008) die Sorgen-Wahrnehmung betreffend Arbeitslosigkeit rückläufig. Mit Blick auf 
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die heutige, wirtschaftliche Situation wäre diese aber mit Sicherheit bedeutend höher eingestuft. Auch 
wenn im Kanton Obwalden die Arbeitslosenquote regelmässig bei nur etwa der Hälfte der Schweiz 
liegt, dürfte dieses Thema auch in Obwalden zunehmend zu einer Herausforderung werden. Ange-
sichts der weltwirtschaftlichen Entwicklung seit Mitte September 2008 werden Arbeitslosigkeit und 
soziale Sicherheit stark in den Vordergrund rücken. In unsicheren Zeiten nehmen auch Themen wie 
Flüchtlinge und Ausländer regelmässig schnell breiteren Raum ein. 
 
Bevölkerungswachstum:  
 
Im Jahr 2008 gab es erneut eine Zunahme der Wohnbevölkerung über dem angestrebten Ziel von 
300 Personen pro Jahr. Mit 432 neuen Einwohnerinnen und Einwohnern erreichte die Zunahme 1,3 
Prozent. Das Bevölkerungswachstum im Kanton geht gemäss dem Bundesamt für Statistik (BFS) zu 
einem Fünftel auf den Geburtenüberschuss und zu vier Fünfteln auf den Zuwanderungssaldo zurück. 
Über diesem Wachstum lagen Engelberg, Sarnen und Giswil. Diese Gemeinden verzeichneten auch 
absolut den grössten Zuwachs. Nimmt die Bevölkerung in Sarnen im gleichen Ausmass wie 2008 zu, 
wird im 2009 die Zehntausendergrenze überschritten.  
 
Im Vergleich dazu nahm die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz 2008 um 1,4 Prozent zu. Dies 
bedeutet gemäss Angaben des BFS ein Rekordwachstum, dank dem stärksten Anstieg der Gebur-
tenzahl seit 2001, vor allem aber auch zurückgehend auf den Migrationszuwachs, der 85 Prozent der 
Bevölkerungszunahme ausmacht. Auffallend ist, dass die Bevölkerung insbesondere in der West-
schweiz und in der Grossagglomeration Zürich (neben Zürich vor allem Aargau und Schwyz) über-
durchschnittlich zunahm. In der Zentralschweiz betrug das Wachstum ebenfalls 1,4 Prozent, wobei 
Schwyz mit 1,9 Prozent und Luzern mit 1,5 Prozent über dem Durchschnitt lagen. 
 
Demografische Entwicklung:  
 
Mit 24,7 Prozent war der Anteil der unter 20-Jährigen an der Gesamtbevölkerung im Kanton Obwal-
den der dritthöchste nach Appenzell-Innerrhoden und Freiburg (gesamtschweizerischer Durchschnitt 
21,5 Prozent). Mit 14,8 Prozent Anteil der 65-Jährigen und Älteren liegt Obwalden deutlich unter dem 
gesamtschweizerischen Schnitt von 16,4 Prozent. Der Kanton verfügt demnach über eine erheblich 
jüngere Bevölkerung als die restliche Schweiz.  
 
Der oben beschriebene Anstieg der Geburtenzahlen wird sich auch auf die Einschulung der Kinder 
auswirken. Bis 2005 war im Kanton tendenziell ein Rückgang der Neugeborenen festzustellen. Das 
wirkte sich jeweils sechs Jahre später im gleichen Verhältnis auf die Einschulungszahlen aus. Hält 
dieser Trend an, so wird bis 2011 noch ein deutlicher Rückgang der Einschulungen stattfinden, da-
nach ist jedoch mit einem ebenso starken Anstieg zu rechnen. Nicht berücksichtigt in dieser Prognose 
ist der mögliche Zuzug von Familien mit Kindern im Einschulungsalter. – Im Widerspruch dazu geht 
das BFS in seiner Prognose bis ins Jahr 2017 von einem erheblichen Rückgang der Schülerinnen- 
und Schülerzahlen im Kanton Obwalden aus; mit knapp 15 Prozent wird dieser überdurchschnittlich 
hoch prognostiziert. 
 
 
.22 Wirtschaftliches Umfeld 
 
Allgemeine Wirtschaftslage: 
 
Die seit den 1930er Jahren grösste Finanzkrise, welche Mitte 2007 ihren Anfang nahm, wirkt sich mit 
voller Stärke auf die globale Realwirtschaft aus. Erstmals in der Nachkriegszeit wird 2009 die weltwei-
te Produktion von Waren und Dienstleistungen sinken. Die heutige weltweite Rezession ist gemäss 
Einschätzung der Schweizerischen Nationalbank gekennzeichnet durch einen plötzlichen konjunktu-
rellen Knick, eine mehr oder weniger zeitgleiche Wachstumskontraktion in den meisten Ländern, 
durch verschärfte Finanzierungskonditionen und das auch in Europa rasche Übergreifen auf den Ar-
beitsmarkt. 



 

 

8 
 

 
Als offener Wirtschaftsraum konnte sich die Schweiz dem globalen Konjunkturabschwung erwar-
tungsgemäss nicht entziehen. Auch die Schweizer Wirtschaft befindet sich in einer schweren Rezes-
sion. Die Unternehmen wurden vom rapiden Nachfragerückgang überrascht. Die Nationalbank erwar-
tet 2009 einen Rückgang des Bruttoinlandprodukts (BIP) zwischen 2,5 und 3,0 Prozent, das Staats-
sekretariat für Wirtschaft (seco) von 2,7 Prozent. Einige Konjunkturindikatoren, welche eher vorlau-
fende Eigenschaften haben, lassen den vorsichtigen Schluss zu, dass sich der Rückgang nicht mehr 
verstärkt. Bei den Exporten wird sogar von einer moderaten Konjunkturerholung ausgegangen. In die 
gleiche Richtung deuten Analysen in den Überseemärkten von Nordamerika und Fernost. Trotzdem 
wird auch für 2010 in der Schweiz nochmals mit einem Rückgang des BIP von 0,4 Prozent zu rech-
nen sein. Die Wachstumsrisiken, aber auch die Inflationsrisiken bleiben somit vorerst bestehen. So 
geht die Nationalbank davon aus, dass in der Schweiz die Inflation in den Jahren 2010 und 2011 na-
he bei Null liegen wird. Sollte sich die Konjunkturlage deutlich schlechter entwickeln als erwartet, be-
steht das Risiko einer auch in der mittleren Frist negativen Inflation. 
 
Die Schweiz ist in einer guten Ausgangsposition in die schwierige konjunkturelle Situation geraten. 
Der Wohlstand im Land ist hoch. Es besteht ein gut ausgebautes Sozialnetz, so dass die Schweiz 
krisenresistenter ist. Insbesondere die gut ausgebaute Arbeitslosenversicherung mit dem – an Stelle 
von Entlassungen – erfreulich zahlreich beanspruchten Instrument der Kurzarbeit wirkt als automati-
scher Stabilisator. Das Sozialnetz wird in den folgenden Jahren einer hohen Belastung ausgesetzt. 
Die nächste Zeit wird schwierig werden. Erst 2010 kann bestenfalls wieder ein Wachstum erwartet 
werden. Dieses wird sich aber kaum auf den Arbeitsmarkt auswirken, der weiterhin rückläufig sein 
dürfte. Für die Konjunkturentwicklung 2009 und 2010 im Kanton Obwalden bestehen – wie nachfol-
gend dargestellt – im Rahmen der Gesamtwirtschaft auch positive Anzeichen. 
 
Konjunkturprognosen: 
 
Die weltweit spürbare Wirtschaftskrise wirkt sich auch auf den Kanton Obwalden aus. Die Obwaldner 
Wirtschaft ist in zwei Lager geteilt. Ein wesentlicher Teil, insbesondere der grösseren Unternehmen, 
ist stark exportorientiert. Ein anderer Teil ist schwergewichtig auf die Binnenwirtschaft ausgerichtet. 
Die exportorientierte Wirtschaft in Obwalden kann sich der Krise nicht entziehen. Nach Rückgängen 
bei den Bestellungen im letzten Quartal 2008 sind die Umsätze 2009 massiv eingebrochen. Die wei-
tere Entwicklung hängt von den Weltmärkten ab. Ein besonderes Kennzeichen der Krise ist, dass der 
Einbruch auf allen Märkten und in allen Branchen erfolgte. Erste Anzeichen deuten darauf hin, dass in 
den Exportmärkten sich der Abschwung nicht weiter verstärkt, sondern auf tiefem Niveau etwas er-
holt. 
 
Gut bis befriedigend halten sich die auf den Binnenmarkt ausgerichteten Unternehmen. Die im Kan-
ton stark vertretene Bauwirtschaft ist mehrheitlich noch gut ausgelastet, weil viele grosse Bauvorha-
ben anstehen. Beim Tourismus gibt es insbesondere bei Anbietern, die hauptsächlich auf ausländi-
sche Gäste ausgerichtet sind, Rückgänge. Die Logiernächte sind nach einem noch befriedigenden 
Winterhalbjahr im Frühsommer massiv eingebrochen. Etwas Hoffnung macht die Tatsache, dass an-
gesichts der ungewissen Zukunftsaussichten es wahrscheinlich erscheint, dass vor allem die Schwei-
zerinnen und Schweizer vermehrt Freien im Inland machen werden.  
 
Beim privaten Konsum ist vieles durch die Psychologie des Konsumenten erklärbar, aber es scheint 
dass trotz konjunkturbelebenden Massnahmen auf allen Ebenen der Konsum  bei zunehmenden wirt-
schaftlichen Engpässen eher rückläufig sein dürfte. Das wirkt sich auch nachteilig auf die Investiti-
onsneigung im Kanton aus. 
 
Entwicklung des Volkseinkommens:  
 
Zum kantonalen Volkseinkommen, erhoben vom BFS, liegen seit 2005 keine neuen Daten vor. Auch 
die Angaben über die direkten Bundessteuern je Kopf sind nicht aktueller. Die UBS nimmt jährliche 
Schätzungen der kantonalen Volkseinkommen vor. Die neuesten Angaben beziehen sich auf 2008 
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und weisen im Verhältnis zu den Vorjahren in allen Kantonen einen unerwartet hohen Rückgang aus. 
Danach betrug das Volkseinkommen in Obwalden Fr. 40 235.– gegenüber einem schweizerischen 
Durchschnitt von Fr. 54 421.–. Das kantonale Volkseinkommen liegt mit 74 Prozent weiterhin einen 
Viertel unter dem schweizerischen Durchschnitt und ist das vierttiefste. Die Abnahme zwischen 2007 
und 2008 betrug 7,5 Prozent und lag damit 0,4 Prozent unter dem schweizerischen Rückgang von 7,9 
Prozent. Besser sieht die Bilanz im Vergleich mit 2005 aus, als laut UBS das Volkseinkommen in Ob-
walden noch das tiefste war. Seither gab es einen Zuwachs von 8,5 Prozent gegenüber rund 1,7 Pro-
zent im schweizerischen Mittel. Aufgrund des Bevölkerungszuwachses und der Steuergesetzrevisio-
nen sind weitere positive Veränderungen zu erwarten. 
 
Die Credit Suisse errechnete neu den RDI-Indikator (Regional Disposable Income), der für die einzel-
nen Regionen Auskunft über das frei verfügbare Einkommen gibt. Es handelt sich um jenen Betrag, 
welcher einem Haushalt nach Abzug der zwingenden Abgaben (Steuern, Sozialversicherungsbeiträ-
ge, Krankenversicherung) und Fixkosten (Wohnen, Nebenkosten, Gebühren) für den freien Konsum 
zur Verfügung steht. Ausgehend von einem Mittelwert der Schweiz von Null, liegt der RDI für Obwal-
den mit rund 1,5 an zweiter Stelle nach Appenzell Innerrhoden. Der Kanton Obwalden ist damit unter 
den Kantonen sehr gut positioniert. Dabei hat sich das Grenzeinkommen zwischen 2006 und 2008 für 
Obwalden insbesondere wegen der beschlossenen Steuerentlastung am Vorteilhaftesten entwickelt. 
 
Beschäftigung:  
 
Im Juli 2009 lag die Arbeitslosenquote in der Schweiz bei 3,7 Prozent, in Obwalden war sie zum glei-
chen Zeitpunkt 1,5 Prozent. Damit liegt Obwalden unter der hälftigen Quote der Schweiz, was dem 
langfristigen Trend entspricht. Der Verlauf der Arbeitslosigkeit in Obwalden entwickelt sich weitgehend 
parallel zum schweizerischen. Das hängt zusammen mit der Wirtschaftsstruktur und den vielen Klein- 
und Kleinstbetrieben. Bei diesen ist die Bereitschaft, ein Arbeitsverhältnis auch in wirtschaftlich 
schwierigeren Zeiten durchzutragen, erfreulicherweise höher.  
 
Für 2010 geht das Staatssekretariat für Wirtschaft seco von einem Jahresdurchschnitt der Arbeitslo-
senquote von 5,5 Prozent aus. Bleibt das Verhältnis in etwa gleich, bedeutet das für Obwalden, dass 
die Höchstzahlen von 1997 mit rund 400 betroffenen Personen (2,6 Prozent) wieder erreicht werden. 
Entsprechend wären die Sozialversicherungseinrichtungen belastet und herausgefordert.  
 
Aufgrund des rezessiven wirtschaftlichen Umfelds dürften vor allem die Lehrabgängerinnen und Lehr-
abgänger betroffen sein. Es gilt deshalb, Massnahmen gegen die Jugendarbeitslosigkeit zu erarbei-
ten. Dabei soll nach dem Grundsatz „Bildungsmassnahmen vor arbeitsmarktlichen Massnahmen“ 
gehandelt werden. Deshalb stehen Massnahmen in der Berufsbildung im Vordergrund. 
 
Branchenportfolio:  
 
Die Studie mit dem Branchenportfolio 2009 für den Kanton Obwalden ist noch nicht veröffentlicht 
worden, weshalb die Zahlen per dato fehlen.  
 
Landwirtschaft:  
 
Die Öffnung der Agrarmärkte geht weiter. Einerseits wurden die nationalen Marktstützungen und Ab-
satzgarantien durch die neue Agrarpolitik (AP 2011) abgebaut. Dadurch könnte die Produktion aus-
gedehnt werden. Anderseits werden laufend internationale Handelsschranken für Agrargüter aufge-
hoben. Das führt dazu, dass die inländische Milchproduktion vermehrt in Konkurrenz mit dem Import 
von ausländischen Milchprodukten steht. 
 
Dadurch nimmt der Druck auf die Produktpreise, insbesondere bei der Milch weiter zu (Liberalisierung 
Milchmarkt per 1. Mai 2009). Damit Schweizer Milchprodukte auf den internationalen Märkten konkur-
renzfähig bleiben, müssen die Produktpreise dem europäischen Niveau angeglichen werden. Dies 
führte seit anfangs 2009 zu starken Einbussen beim Milchpreis der Produzenten. Hinzu kommt, dass 
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in der Milchbranche eine massive Überproduktion stattfindet mit ebenfalls nachteiligen Folgen auf die 
Preisbildung. Für die auf die Milchproduktion ausgerichtete Obwaldner Landwirtschaft hat dies 
schmerzhafte Einkommenseinbussen zur Folge. 
 
Das Direktzahlungssystem befindet sich im Umbruch. Erste Revisionsvorschläge auf Ebene Bund 
könnten sich nachteilig auf die Berglandwirtschaft auswirken. 
 
 
.23 Staatliches Umfeld (Bund, interkantonale Zusammenarbeit, Zusammenarbeit Kanton – 

Gemeinden) 
 
.231 Bund 
 
Zur Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung hat der Bund verschiedene Massnahmen in die 
Wege geleitet. Nach der Freigabe der Arbeitsbeschaffungsreserven, der Aufhebung der Kreditsperre 
beim Bund, der Aufstockung im Hochwasserschutz und der Stärkung der Exportförderung ging es 
beim zweiten Massnahmenpaket um Infrastrukturvorhaben beim Verkehr und der Regionalpolitik, um 
die Forschung und das Angebotsmarketing im Tourismus. Bei der dritten Stufe der befristeten Stabili-
sierungsmassnahmen stehen der Arbeitsmarkt (Arbeitslosenversicherung, Einstieg in die Berufswelt, 
Praktika) sowie Investitionen in die Informations- und Kommunikationstechnologie im Vordergrund. 
Aus diesen Vorschlägen kann man schliessen, dass die Möglichkeiten des Bundes beschränkt sind, 
Massnahmen für exportorientierte Unternehmen zu treffen. Für die Binnenwirtschaft und den Arbeits-
markt kann hingegen eine Abfederung erreicht werden. 
 
Die Neue Regionalpolitik NRP ermöglicht die Förderung in Wertschöpfungssystemen. Mit dem Aufbau 
des microPark in Alpnach wird für Jungunternehmen und Start Up-Firmen eine optimale Umgebung 
geschaffen. Ein Mentoring-Programm ermöglicht die Begleitung von Unternehmen in der Startphase 
oder in Transformation. Weitere Projekte aus dem Umsetzungsprogramm betreffen den Tourismus, 
Sport und Freizeit, Holz und Grüngut. 
 
Der Bund hat gemäss seiner E-Government-Strategie eine aktive und koordinierende Führungsrolle 
übernommen. Der Bundesrat hat beschlossen, auf 2011 konsequent die elektronische Aktenführung 
einzuführen, sowohl im Verkehr mit Kanton und Gemeinden wie mit Unternehmungen und Privaten. 
Dies hat im Umfeld, namentlich bei den Kantonen, viele Initiativen ausgelöst. Die Bundesstrategie soll 
nach der kantonalen Strategieplanung zeitgerecht und schrittweise nachvollzogen werden. Die Unter-
nehmen wie die Bewohnerinnen und Bewohner die gleichen Dienstleistungen in gleicher Form von 
allen Staatsebenen: Bund, Kanton und Gemeinden erwarten können.  
 
2010 steht die erste registergestützte Volkszählung an. Durch den Verzicht auf die Vollerhebung ge-
hen auf kantonaler Stufe wesentliche Planungsdaten verloren. Auch eine erhöhte Stichprobe erlaubt 
es wegen unserer Kantonsgrösse nicht, genügend präzise Rückschlüsse auf Stufe Gemeinde zu zie-
hen. Für die nahe Zukunft sind Anstrengungen in Erwägung zu ziehen, welche die heutige Datenbasis 
auf Ebene Gemeinde für inskünftige Auswertungen sichern könnten.  
 
Im Juli 2009 verabschiedete der Bundesrat den Voranschlag 2010 sowie den Finanzplan 2011-2013. 
Der Bund erwartet Einnahmen von 58,1 Milliarden Franken und Ausgaben von 60,5 Milliarden Fran-
ken, was einem Defizit von 2,4 Milliarden Franken entspricht. Die Ausgaben steigen unter anderem 
wegen den Massnahmen zur Stabilisierung der Konjunktur um 2,5 Prozent, die Einnahmen sinken 
insbesondere aufgrund von verminderten Einnahmen bei der direkten Bundessteuer und der Mehr-
wertsteuer um 3,1 Prozent. In den Finanzplanjahren steigen die Defizite auf über 4 Milliarden Franken 
pro Jahr an. Diese Entwicklung ist unter anderem auf die Steuerreformen wie auch auf konjunkturelle 
und strukturelle Einnahmeverluste zurückzuführen. Für die Finanzplanjahre wird das Eidgenössische 
Finanzdepartement EFD dem Bundesrat noch im Herbst 2009 basierend auf den Konjunkturprogno-
sen ein Sanierungskonzept unterbreiten.  
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.232 Interkantonale Zusammenarbeit 
 
Die Zentralschweizer Regierungskonferenz ZRK hat am 11. November 2008 den Bericht des ZRK-
Ausschusses über „Analyse und Perspektiven der Zusammenarbeit in der Zentralschweiz – Mass-
nahmen“ verabschiedet. Die Kantonsregierungen haben inzwischen dem Bericht mit zwei Ausnahmen 
zugestimmt. Umstritten sind die Mitsprache- und Mitwirkungsrechte bei gemeinsamen Trägerschaf-
ten. Die Kantone Uri, Schwyz und Zug bevorzugen eine paritätische Mitsprache und Mitwirkung. Der 
Kanton Luzern wünscht eine Stimmengewichtung. Die Kantone Obwalden und Nidwalden können 
sich eine solche vorstellen. Nicht einheitlich ist auch die Haltung der Kantone bei der Frage, ob der 
ZRK-Ausschuss oder nur die Kantonsregierungen über den Start eines Projekts entscheiden sollen. 
Dem gleichzeitig vorgelegten Grundlagenpapier über die Steuerung der gemeinsamen Einrichtungen 
haben ebenso alle Kantonsregierungen zugestimmt mit Ausnahme beim Punkt bei der Stimmenge-
wichtung. Diese zentrale Frage erschwert zurzeit die Zusammenarbeit bei wichtigen Projekten, u.a. 
auch bei der Erneuerung der interkantonalen Rechtsgrundlagen für die Fachhochschule Zentral-
schweiz FHZ. Mit der Ablehnung der Vereinbarung über die Pädagogische Hochschule Zentral-
schweiz PHZ durch den Kanton Luzern sind die Differenzen offen zu Tage getreten. Die Auswirkun-
gen dieses Schrittes sind zurzeit noch nicht abschätzbar.  
 
Für den Kanton Obwalden bleibt die interkantonale Zusammenarbeit zur Erfüllung wichtiger Aufgaben 
im Verbund bedeutsam. Sie ist durch das wirtschaftliche und finanzpolitische Umfeld wie namentlich 
die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen (NFA) so-
wie den Steuerwettbewerb unter den Kantonen schwieriger geworden. Dennoch sind soweit möglich 
Zusammenarbeitsverträge im gesamten gemeinsamen Lebens- und Wirtschaftsraum Zentralschweiz 
anzustreben. Anderseits gewinnt die variable Geometrie immer stärker an Bedeutung. Sowohl ge-
meinsamen Trägerschaften unter den direkt interessierten Kantonen wie auch dem Leistungskauf bei 
einem federführenden Kanton kommt eine immer stärkere Rolle zu. Entscheidende Kriterien für die 
Zusammenarbeit bilden die Qualitätssicherung und der Nutzengewinn einer öffentlichen Aufgabener-
füllung oder Dienstleistung, oft aber auch die Standortabgeltung. Die Gefahr von vermehrter Zusam-
menarbeit nach variabler Geometrie ist jene, dass der solidarische Zusammenhalt in der Zentral-
schweiz, wie namentlich bei einer einheitlichen Bildungsregion, gefährdet sein könnte.  
 
 
.233 Zusammenarbeit Kanton – Gemeinden 
 
Sowohl wegen in der Umsetzung anforderungsreichen neuen Bundesaufgaben sowie einer immer 
effizienteren und effektiveren Erstellung von öffentlichen Dienstleistungen besteht die Notwendigkeit 
einer vermehrten Zusammenarbeit unter den staatlichen Institutionen innerhalb des Kantons. Bei 
grösseren Aufgaben ist eine Tendenz zu einer Zentralisierung und einer Übertragung von Aufgaben 
von den Gemeinden an den Kanton auszumachen. Mit der Aufgabenverschiebung stellt sich stets die 
Frage nach dem Finanzierungsschlüssel und somit auch nach dem Verteilmodus bei den Steuerein-
nahmen zwischen Kanton und Gemeinden.  
 
Durch die frühzeitige projektorientierte Zusammenarbeit mit den Gemeinden ist dieser Entwicklung 
unter Abwägung mit dem Subsidiaritätsprinzip und der Berücksichtigung der geografischen Aufteilung 
in das Sarneraatal und die Talschaft Engelberg Rechnung getragen, wie die laufenden grösseren Pro-
jekte in den Bereichen Finanzhaushaltsgesetzgebung, neue Pflegefinanzierung, Justizreform (Frie-
densrichter und Schlichtungsstelle), Sozialaufgaben (neues Erwachsenen- und Kindesschutzrecht) 
zeigen. 
 
Das Subsidiaritätsprinzip wie auch geografische Zusammenhänge verlangen, dass auch die unmittel-
bare horizontale Zusammenarbeit unter den Gemeinden verstärkt wahrgenommen wird, allenfalls 
unterstützt durch den Kanton. 
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IAFP 2010 bis 2013  
Jahresplanung 2010 

 
 
22.3 Veränderungen bei Stärken und Schwächen sowie Chancen und Risiken 
 

Die Einschätzung des Stärken/Schwächen- bzw. Chancen/Risiken-Profils gemäss der Strategie-
planung 2012+ bzw. der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 (Kapitel 2.3, Seite 10) wird nach wie vor 
geteilt.  
 
Kurz gefasst leiten sich aus den Stärken insbesondere folgende Standortvorteile für den Kanton ab: 

• Lage im Mittelpunkt der Schweiz: Nähe zur Agglomeration Luzern und Metropolitanregion Zug-
Zürich 

• Optimale Verkehrs-Infrastruktur: S-Bahn-Anschluss nach Luzern sowie Autobahn-Anschluss an 
die wichtigsten Verkehrsachsen der Schweiz, sowohl Nord-Süd (A2) wie Süd-West (A2-A8) 

• Optimaler Steuerstandort Schweiz-Obwalden: Konkurrenzfähig besonders für Unternehmen 
und Personen mit hohen Einkommen im gesamtschweizerischen und europäischen Vergleich, vor-
teilhafte Erbschafts- und Schenkungssteuer, schweizweiter Spitzenrang beim Steuersatz für juristi-
sche Personen 

• Starke „weiche“ Standortfaktoren: 
– attraktive naturnahe Landschaften 
– hoher Wohn- und Freizeitwert 
– lebendiges Vereinsleben und Kulturangebot 
– Überschaubarkeit und Bürgernähe 
–  hohe innere Sicherheit 

• Attraktives Bildungsangebot und –umfeld: Optimale Bedingungen bis zur gymnasialen Maturi-
tät und zum Lehrabschluss bis zur Berufsmaturität im Kanton sowie unmittelbare Vernetzung mit 
den Fachhochschulen und Universitäten 

• Relativ günstige Boden- und Immobilienpreise im Vergleich zum gesamtschweizerischen Ni-
veau  

• Staat als verlässlicher Partner mit effizienten und effektiven öffentlichen Dienstleistungen sowie 
stabilem Finanzhaushalt 

 
 
22.4 Veränderungen im Handlungsbedarf des Kantons 
 
Mit Blick auf die kantonale Steuerstrategie ist Handlungsbedarf dahingehend gegeben, um die einge-
schlagene Richtung des Kantons und seine Positionierung im Standortwettbewerb zu festigen. Es ist 
vorerst eine Konsolidierung der günstigen Wettbewerbsposition angezeigt, ohne den Steuerwettbe-
werb der Kantone weiter zu verschärfen. Im Standortmarketing sind die erfolgreichen Massnahmen 
gemäss Wirkungsbericht weiterzuführen, besondere Beachtung ist der Weiterentwicklung der touristi-
schen Schwerpunktgebiete zu widmen.  
 
Die wirtschaftliche Rezession wird sich mit einer gewissen Verzögerung gegenüber den Finanz- und 
Wirtschaftszentren auch auf den Finanzhaushalt des Kantons auswirken. Für 2010 sind stagnierende 
Steuereinnahmen zu erwarten. In den Folgejahren ist im schweizerischen Vergleich wieder mit 
Wachstumsraten über dem Durchschnitt zu rechnen. Es ist – trotz der bisher positiven Auswirkungen 
der Steuerstrategie – mittelfristig dennoch auf der Ertragsseite mit einem Einnahmerückgang zu rech-
nen, nicht zuletzt wegen des geringeren Ressourcenausgleichs aus der NFA. Anderseits werden die 
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Ausgaben, namentlich die Sozialausgaben und die Abgeltungen für den öffentlichen Verkehr steigen 
oder neue Ausgaben etwa im Energiebereich, bei der Abgeltung von ausserkantonalen Leistungen 
(Schule und Spital) oder bei der neu aufgestellten Pflege- und Spitalfinanzierung dazukommen. Zu-
dem besteht ein Überhang an kantonalen Investitionsvorhaben.  
 
Mehrausgaben über die gesamte Verwaltung werden in den kommenden vier Jahren unter diesen 
Vorzeichen nur schwer finanzierbar sein. Das steht im Widerspruch zu den neuen Aufgaben und Her-
ausforderungen, die auf die Verwaltung ungeachtet der finanziellen Lage zukommen werden. Die 
Priorisierung der Aufgaben und die gezielte Planung der Ausgaben sowie Effizienzsteigerungen sind 
nach wie vor dringliches Gebot. Deshalb ist ein Programm ins Auge zu fassen, das bei den staatli-
chen Leistungen und Aufgaben Prioritäten setzt und somit den Staatshaushalt entlastet.  
 
 
22.5 Veränderungen bei der Staats- und Verwaltungsorganisation 
 

Als Grundsatz gilt, dass die Grundorganisation mit den fünf Departementen und ihren Ämtern – auch 
ohne grosse Reorganisationen – flexibel gemäss den Aufgabenschwerpunkten anzupassen bzw. 
durch Projektorganisationen auf Zeit zu verstärken ist. Aktueller Handlungsbedarf ergibt sich sich in 
folgenden Bereichen: 
 
In der Verwaltungsorganisation haben sich die Aufgabenschwerpunkte beim Bau- und Raumentwick-
lungsdepartement derart entwickelt, dass im Amt für Wald und Raumentwicklung Anpassungen einge-
leitet wurden. Es wird ein drittes, neues Amt für Raumentwicklung und Verkehr geschaffen, das aus 
der im Amt für Wald und Raumentwicklung angegliederten Abteilung Raumentwicklung und Verkehr 
sowie der kantonalen Baukoordination bestehen wird.  
 
Der als erklärtes Strategieziel aufgenommene Nachvollzug der E-Government-Strategie des Bundes 
tritt mit dessen herausfordernden Zielsetzungen in eine neue Phase. Der koordinierten und systema-
tischen Planung und Einführung der elektronischen Verwaltungsführung („Records Management“) 
kommt ein hoher Stellenwert zu, insbesondere mit Blick auf die langfristige Nachvollziehbarkeit staat-
lichen Handelns und der dadurch zu gewährleistenden Rechtssicherheit.  
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IAFP 2010 bis 2013  
Jahresplanung 2010 

 
 
23 Übergeordnete Schwerpunkte und Vorgaben des Regierungsrats zur 

Aufgaben- und Finanzplanung 2010 bis 2013 
 
23.1 Hauptstossrichtung bzw. Schwerpunktprojekte des Regierungsrats für 

das Jahr 2010 
 
Im Rahmen der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 sowie der kantonalen Richtplanung 2006 bis 2020 
werden für das Jahr folgende übergeordnete Schwerpunkte als Hauptstossrichtung der Regierungs-
politik 2010 bezeichnet: 
 
Hauptstossrichtung - übergeordne-
te Schwerpunkte 2010 

Politikbereich Dazugehörige prioritäre Massnahmen (Projek-
te/Gesetzgebungen/Investitionen) der Amtsdau-
erplanung (APL) 
sowie Richtplanvorhaben gemäss Aktionspro-
gramm (RPT) 

  APL-Nr. 
bzw. RPT-Nr. 

   
 
Ein Programm zur Priorisierung 
von staatlichen Leistungen und 
Aufgaben ist erstellt. 

 
Strategiepla-
nung über alle 
Politikbereiche

  
Das Priorisierungsprogramm (mit Wir-
kung auf 1. Januar 2011) ist durch den 
Kantonsrat genehmigt (2. Jahreshälfte 
2010).  
 

 
Die Langfriststrategie 2022+ des 
Kantons ist visionär angelegt 
und die strategischen Leitideen 
und Wirkungsziele zu den ein-
zelnen Politikbereichen sind als 
Grundlage der Amtsdauerpla-
nung 2010 bis 2014 in Erarbei-
tung.  

 
Strategiepla-
nung über alle 
Politikbereiche

  
Die Amtsdauerplanung 2010 bis 2014 
ist durch den Regierungsrat verab-
schiedet und vorbereitet zur Beratung 
im Kantonsrat (für Frühjahr 2011).  

    
 
Die Rechtsstaatlichkeit und 
Rechtspflege sind durch eine 
effiziente Organisation der 
Strafverfolgungs- und Gerichts-
behörden gestärkt. 

 
Sicherheit und 
Recht 

 
7.4 

 
Die gesetzlichen Anpassungen der 
Strafrechtspflege an die Neuerungen 
des Bundes sind abgeschlossen. 

  
Die gesetzlichen Anpassungen der  
Zivilrechtspflege an die Neuerungen 
des Bundes sind abgeschlossen. 

  
Die Reorganisation der Straf- und Zivil-
rechtspflegebehörden ist umgesetzt.  

    



 

 

15 
 

 
Im Kantonsspital Obwalden sind 
die Erneuerung des Pflegebe-
reichs und die Anpassung des 
ambulanten Bereichs an künfti-
ge Bedürfnisse vorangetrieben.  

 
Gesundheit 

 
5.2 

 
Das Ergebnis des Wettbewerbs „Er-
neuerung Bettentrakt“ ist entschieden 
(Ende 2010), das weitere Vorgehen 
durch den Regierungsrat ist festgelegt. 

    
 
Die Massnahmen im Hochwas-
serschutz werden schrittweise 
und prioritär nach einem Mas-
terplan zur Erreichung der fest-
gelegten Schutzziele weiterge-
führt. 

 
Sicherheit und 
Recht 

 
7.6 
RPT 
9.5 

 
Die Langfristmassnahmen der Hoch-
wassersicherheit werden unter Berück-
sichtigung der vorhandenen Ressour-
cen gemäss Masterplan projektiert und 
bis zur Ausführung begleitet. 

    
 
Aufbauend auf den vom Kanton 
gesetzten Rahmenbedingungen 
sind umfassende Konzepte für 
die raumplanerische Umsetzung 
der Langfriststrategie ausgear-
beitet. 

 
Raumordnung, 
Umwelt und 
Energie 

 
RPT 
1, 2, 3, 
4, 7, 8, 
9, 11, 
12, 13, 
14, 15, 
16, 17, 
20, 25, 
81 

 
Ein Raum- und Wirtschaftsentwick-
lungskonzept für den ganzen Kanton ist 
als Rahmen für die Ortsplanungen ver-
abschiedet. 

   
RPT 
18, 23, 
37, 39, 
61, 65, 
66,   67

 
Inhaltliche und örtliche Entwicklungs-
schwerpunkte und -richtungen für den 
Tourismus und die Ansprüche an die 
Landschaft sind als Grundlage für künf-
tige Entscheide verabschiedet. 

   
RPT 
70, 72, 
73, 74, 
79, 82, 
83, 85, 
86 

 
Das Gesamtverkehrskonzept ist erar-
beitet und sorgt dafür, dass zur Erfül-
lung aller Verkehrsbedürfnisse der 
zweckmässige Einsatz aller Verkehrs-
mittel und die erwünschten räumlichen 
Entwicklungen aufeinander abgestimmt 
sind. 
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IAFP 2010 bis 2013  
Jahresplanung 2010 

 
23.2 Finanzpolitische Vorgaben 
 
.21 Gemäss Strategieplanung 2012+ und Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 
 
Wie im Bericht zur Strategieplanung 2012+ und zur Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 des Regie-
rungsrats aufgezeigt, wird aus heutiger Sicht an der Langfriststrategie 2012+ auch in finanzpolitischer 
Hinsicht festgehalten. 
 
Die Integrierte Aufgaben- und Finanzplanung 2010 bis 2013 steckt grundsätzlich den finanzpoliti-
schen Handlungsspielraum des Kantons ab. Sie stellt kein Mehrjahresbudget dar, sondern zeigt als 
Führungs- und Informationsinstrument die wesentlichen Tendenzen und Schwerpunkte auf. Die 
Schwerpunkte der Finanzpolitik entsprechen den Strategischen Leitideen zu einer nachhaltigen Fi-
nanzpolitik (Nr. 16) und einer Beibehaltung der fiskalischen Konkurrenzfähigkeit (Nr. 17). Einzig der 
Voranschlag 2010 ist rechtlich verbindlich. 
 
Dank den in den letzten Jahren erzielten positiven Rechnungsabschlüssen und damit einhergehend 
der Äufnung eines Eigenkapitals sowie den Abbau der Verschuldung konnte der finanzpolitische 
Handlungsspielraum in den letzten Jahren zurückgewonnen werden. Die Umsetzung der Steuerstra-
tegie stellt einen ersten Schritt zu einer zielgerichteten Nutzung dieses Handlungsspielraums dar, um 
zukünftig die Eigenständigkeit des kantonalen Finanzhaushalts und vor allem auch die Wettbewerbs-
fähigkeit des Kantons zu verbessern. 
 

 
 
Weiter sollen durch die Steuerstrategie auch die anderen strategischen Leitideen des Regierungsrats, 
z.B. die Steigerung des Volkseinkommens durch qualitatives Wachstum (Nr. 1), die Optimierung der 
Standortqualität für dynamische und wertschöpfungsstarke Branchen sowie zukunftsgerichtete Ar-
beitsplätze (Nr. 2) wirkungsvoll gefördert werden und ausreichend Ressourcen für die Zielerreichung 
in den übrigen Bereichen zur Verfügung gestellt und gleichzeitig die grossen und zahlreichen Investi-
tionsvorhaben des Kantons umgesetzt werden können. 
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Als finanzpolitisch verbindlicher Rahmen gilt dabei die Ausgabenbremse, die im Staatsverwaltungs-
gesetz (GDB 130.1) und in der Finanzhaushaltsverordnung (GDB 610.11) verankert ist. Darin definiert 
der Kantonsrat das zu erreichende Haushaltsgleichgewicht des Kantons (Art. 26a StVG): 
 
Politik zum finanzpolitischen Handlungsspielraum  

− Die Laufende Rechnung ist mittelfristig ausgeglichen (keine Konsumausgaben durch Verschul-
dung; damit bleibt das Eigenkapital, das dank der Ausschüttung der SNB-Goldreserven aufgebaut 
wurde, in seiner Substanz erhalten). 

− Die Investitionen sind über eine Zeitperiode von fünf Jahren selbstfinanziert (durchschnittlicher 
Eigenfinanzierungsgrad von mindestens 100 Prozent). 

− Vorbehalten bleiben Investitionen bei grösseren, ausserordentlichen Ereignissen (wie der Hoch-
wasserkatastrophe 2005). 

 

 
 
.22 Zielvorgaben und Steuerungsparameter zum Staatsvoranschlag 2010 sowie zur  

Aufgaben- und Finanzplanung 2011 bis 2013 
 
Der Staatsvoranschlag 2010 sowie vor allem die Folgejahre stellen den Regierungsrat und den Kan-
tonsrat vor grosse Herausforderungen. Dies insbesondere, weil die Konjunkturerwartungen für den 
Kanton auch von der weltweiten und schweizerischen Wirtschaftsentwicklung abhängig ist. Das 
heisst, der seit Mitte letzten Jahres eingetretene Konjunktureinbruch zeigt seine Auswirkungen auch 
im Staatsvoranschlag 2010. Zusätzlich stellt sich beim Bundesfinanzausgleich die Konstellation ein, 
dass der Kanton 2010 nur noch insgesamt 53,7 Millionen Franken erhält – was im Vergleich zum Vor-
jahr einem Rückgang von 10,9 Millionen Franken an Ausgleichszahlungen gleichkommt. Dieses Er-
gebnis ist ein Beweis für die erfolgreiche Entfaltung der Steuerstrategie. Obwalden weist hinter den 
Kantonen Zug, Schwyz und Waadt die viertstärkste Veränderung des Ressourcenindexes auf. Dies ist 
umso beachtlicher, als dass insgesamt nur sechs Kantone eine Verbesserung des Ressourceninde-
xes erzielen konnten. Diese Zahlen beruhen im Wesentlichen auf den Steuersubstraten der Kantone 
der Jahre 2004, 2005 und 2006. Auch für die nächsten Jahre ist aufgrund der erfolgreichen Steuer-
strategie in den Jahren 2007 und 2008 und entsprechenden Hochrechnungen von einem weiteren 
markanten Rückgang der Finanzausgleichszahlungen auszugehen. In die Planung wurden folgende 
Eckwerte aufgenommen:  
 
Fehler! Keine gültige Verknüpfung. 
 
Die Auswirkungen der Steuerstrategie auf die Entwicklung des Eidgenössischen Finanzausgleichs 
NFA im Kanton Obwalden beschrieb der Regierungsrat vorausschauend in der Botschaft zur Teilrevi-
sion des Steuergesetzes vom 5. Juli 2005 (Punkt 4, Auswirkungen auf den Finanzausgleich unter den 
Kantonen). In dieser hält der Regierungsrat fest, dass bei einer erfolgreichen Umsetzung der Steuer-
strategie die Aufteilung der Steuereinheiten zwischen Kanton und Gemeinden neu zu regeln sei. Dies 
wird durch den Rückgang des Bundesfinanzausgleichs zu prüfen sein. 
 
Die Zielvorgaben richten sich nach der Ausgabenbremse. Das heisst, dass gemäss Art. 4 Abs. 2 der 
Finanzhaushaltsverordnung der Voranschlag 2010 der Laufenden Rechnung höchstens ein Defizit 
von drei Prozent der veranschlagten Einkommens- und Vermögenssteuern der natürlichen Personen 
sowie der Gewinn- und Kapitalsteuern der juristischen Personen aufweisen darf. Der Selbstfinanzie-
rungsgrad der Investitionsrechnung der Jahre 2007 bis und mit 2011 hat einen Durchschnitt von 
100 Prozent zu erreichen. 
 
Für die Finanzplanung 2011 bis 2013 ergeben sich die Steuerungsparameter grundsätzlich aus den in 
der Integrierten Aufgaben- und Finanzplanung aufgezeigten Veränderungen der Leistungsaufträge 
einerseits sowie der geplanten und ebenfalls aufgeführten Projekte andererseits. Es ergeben sich 
dabei folgende Eckwerte: 
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Voranschlag Total

 in 1'000 Fr.: 2010 2011 2012 2013 Periode
2010 - 2013

Laufende Rechnung (LR):
Aufwand 275'229 275'488 292'659 301'214 1'144'590
Ertrag 275'782 272'491 264'330 266'771 1'079'374
Ergebnis Laufende Rechnung 553 -2'997 -28'329 -34'443 -65'216

Investitionsrechnung (IR):
Ausgaben 118'588 97'075 93'236 60'286 369'185
Einnahmen 84'271 73'308 52'387 31'575 241'541
Nettoinvestitionen
 (samt Darlehen) 34'317 23'767 40'849 28'711 127'644

Finanzierung:
Zunahme der Nettoinvestitionen 34'317 23'767 40'849 28'711 127'644
Abzüglich Abschreibungen 8'325 12'100 14'600 18'000 53'025
ErgebnissLaufende Rechnung 553 -2'997 -28'329 -34'443 -65'216
Finanzierungsergebnis -25'439 -14'664 -54'578 -45'154 -139'835

Selbstfinanzierungsgrad 25.9% 38.3% -33.6% -57.3% -9.6%

Finanzplan

 
 
Die Selbstfinanzierung ist über die nächsten Jahre ohne Gegenmassnahmen ungenügend. Dieser 
Umstand ist das Resultat aus sehr hohen Investitionen, ansteigenden Ausgaben der Laufenden 
Rechnung sowie zeitweise noch rückläufigen Erträgen.  
 
Der Regierungsrat ist sich bewusst, dass die Vorgaben der Ausgabenbremse inskünftig nur noch ein-
gehalten werden können, wenn 2010 ein umfangreiches Massnahmenpaket zur Entlastung des 
Staatshaushalts durch Regierungsrat und Kantonsrat verabschiedet werden kann. Ein Projektauftrag 
des Regierungsrats für ein Programm zur Priorisierung von staatlichen Leistungen und Aufgaben (mit 
Wirkung auf den 1. Januar 2011) ist vorgesehen. Die Laufende Rechnung des Planjahres 2011 be-
rücksichtigt diesbezüglich eine Verbesserung des Ergebnisses von sieben Millionen Franken. Ohne 
Priorisierungsprogramm beträgt der Aufwandüberschuss für 2011 zehn Millionen Franken. 
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Die Kennzahlen zur Ausgabenbremse präsentieren sich wie folgt:  
 

Investitionen 
in 1'000 Fr.

Abschr. 
in 1'000 Fr.

Ergebnis 
LR

in 1'000 Fr.

Selbst-
finanzierung 

in 1'000 Fr.

Selbst-
finanzierung 

in %
118.2%

Re 2007 31'664 35'056 1'944 37'000 116.9%
Re 2008 24'624 32'342 6'415 38'757 157.4%
VA 2009 24'461 24'380 1'489 25'869 105.8%
VA 2010 34'317 8'325 553 8'878 25.9%
IAFP 2011 23'767 12'100 -2'997 9'103 38.3%

138'833 112'203 7'404 119'607 86.2%
Re 2007 8'665 1'296
Re 2008 1'091 2'534
VA 2009 758 -200 
VA 2010 890 1'200
IAFP 2011 1'995 1'200
Re 2007 22'999 35'056 3'240 38'296 166.5%
Re 2008 23'533 32'342 8'949 41'291 175.5%
VA 2009 23'703 24'380 1'289 25'669 108.3%
VA 2010 33'427 8'325 1'753 10'078 30.1%
IAFP 2011 21'772 12'100 -1'797 10'303 47.3%

125'434 112'203 13'434 125'637 100.2%

Ausgabenbremse 
(Gesamtrechnung / ordentliches 
Ergebnis)  

Auswirkungen Hochwasser-
katastrophe 2005
auf Ausgabenbremse

Ausgabenbremse unter 
Berücksichtigung Art. 4 Abs. 4 FHV 
(Hochwasser-
katastrophe 2005)

 
 
 
Neben den Problemen in der Laufenden Rechnung stellen bei den Investitionen die infolge der 
Hochwasserkatastrophe 2005 massiv gestiegenen Anforderungen im Bereich der Sicherung des Le-
bensraumes und die Erneuerung von kantonseigener Infrastruktur eine finanzielle Herausforderung 
dar. 
 
Die Wirkungsberichte zur Steuerstrategie haben gezeigt, dass die finanziellen Investitionen in die 
Steuerstrategie durch die zusätzlich generierten Steuererträge praktisch ausgeglichen sind. Bei den 
Gemeinden ist der finanzielle Fortschritt unterschiedlich, aber in der Tendenz ebenfalls positiv. Zu 
erwarten ist, dass sich diese Entwicklung in den nächsten Jahren grundsätzlich fortsetzen wird. Im 
Hinblick auf die zwischenzeitlich eingetretene Rezession gilt es nun, die divergierenden Erträge von 
Gemeinden und Kanton wieder in Einklang zu bringen.  
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IAFP 2010 bis 2013  
Jahresplanung 2010 

 
 
24 Jahresplanung 2010 und rollende Aufgaben- und Finanzplanung 2011  

bis 2013 nach Departementen 
 

In der Jahresplanung 2010 bzw. im IAFP werden die Massnahmen (Projekte, Gesetze, Investitionen) 
aus der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010, wo sie nach Politikbereichen dargestellt sind, als Zielset-

zungen oder Leistungsaufträge auf die für die Bearbeitung zuständigen Departemente und Ämter 
heruntergebrochen. 

 
Vorangestellt wird eine je Übersicht über die wichtigsten departementalen Jahresziele 2010, wobei 
die angegebene Nummer den Bezug zu den übergeordneten strategischen Leitideen, Wirkungszielen 
und Massnahmen der Amtsdauerplanung herstellt. Diese Übersicht unterstützt das departementale 
Controlling bei der Rechenschaftsablage im jeweils folgenden jährlichen Geschäftsbericht. 
 
Sodann werden für jedes Amt angegeben: 
1 Der aktualisierte, zusammengefasste Leistungsauftrag. 
2 Eine zusammenfassende Übersicht über die massgeblichen gesetzlichen Grundlagen, auf 

den sich der Leistungsauftrag stützt. 
3 Die finanzielle Entwicklung in der Laufenden Rechnung sowie die Investitionen über die letz-

te abgeschlossene Rechnungsperiode (R08), die laufende Voranschlagsperiode (V09), die 
nächste Voranschlagsperiode (V10) und die folgenden drei Planungsperioden (P11 bis P13). 

4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
4.1 Jahresplanung 2010 
 Diese erlangt mit der Zustimmung des Kantonsrats Budgetverbindlichkeit. In diesem Bereich 

sind keine parlamentarischen Anmerkungen möglich, da der Kantonsrat unmittelbar über die 
einzelnen Voranschlagsbeträge beschliesst. 

4.1.1 Die Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung, d.h. insbesondere die Voranschlags-
beträge > Fr. 50 000.– der Kontogruppen Ausgaben 31 bis 34 sowie Einnahmen 40 bis 46 
werden in dieser Rubrik begründet. Die Personalaufwendungen werden vom Kantonsrat ge-
mäss Art. 28 der Personalverordnung (GDB 141.11) gesamthaft über die Festsetzung der 
Lohnsumme (Lohnsummenverteilung Kto. 2200.301 und 302) beschlossen und deshalb nicht 
je Amt im Einzelnen begründet.  

4.1.2 Die besonderen Massnahmen 2010, d.h. Projekte, Gesetzgebungsvorhaben und Investitio-
nen werden in dieser Rubrik aufgezeigt. Dazu gehören auch bedeutende Projekte, welche 
keine unmittelbaren finanziellen Auswirkungen haben, aber im Sinne der vorausschauenden 
Planung von Bedeutung sind. Mit Ziffern wird auf die strategische Leitidee der Amtsdauer-
planung (APL) Bezug genommen. 

4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 
 Der IAFP hat nicht die Verbindlichkeit eines Mehrjahresbudgets. Er zeigt die voraussichtliche 

Entwicklung auf und wird vom Regierungsrat zur Kenntnisnahme vorgelegt. Er lässt parla-
mentarische Anmerkungen zu. Die noch nicht rechtsverbindlich beschlossenen Projekte wer-
den in der Planung kursiv dargestellt. Der IAFP wird jährlich nachgeführt, d.h. jeweils um ein 
weiteres Jahr ergänzt. Neu kommt als rollende Planung das Jahr 2013 dazu. 

4.2.1 Hier werden die wesentlichen voraussehbaren Veränderungen im Leistungsauftrag des Amts 
gegenüber dem Voranschlag 2010 aufgezeigt. Sie beziehen sich schwergewichtig auf die 
Laufende Rechnung. 
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4.2.2 In dieser Rubrik wird schwerpunktmässig dargestellt, wann und mit welchen finanziellen 
Auswirkungen die Umsetzung der Massnahmen (Projekte, Gesetzgebungsvorhaben, Investi-
tionen) aus der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 vorgesehen ist. Im Sinne der rollenden 
Planung werden sie jährlich überprüft und bei veränderten Rahmenbedingungen angepasst. 
Mit Ziffern wird auf die strategische Leitidee bzw. Massnahmen der Amtsdauerplanung (APL) 
Bezug genommen. 
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IAFP 2010 bis 2013  
Jahresplanung 2010 

 
 
24.1 RÄTE/STAATSKANZLEI  

Wichtigste departementale Jahresziele 2010 
 

Nr. 
APL 

Jahresziele 2010 zur Amtsdauerplanung 2006 – 2010 Bemerkungen * 

13 Die Amtsdauerplanung 2010 bis 2013 ist auf der 
Grundlage der verlängerten Langfriststrategie 
2012+ und unter Berücksichtigung des Priorisie-
rungsprogramms vorbereitet und vom Regie-
rungsrat verabschiedet  

Beratung neue APL durch 
den Kantonsrat im Frühjahr 
2011  

13 Das Optimierungspotenzial der Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) wird genutzt, 
um die kantonalen Dienstleistungen transparent, 
effizient, kostengünstig und in einwandfreier Qua-
lität zu erbringen. 

 

 Die Planung der schrittweisen Einführung von Re-
cords Management ist in Zusammenarbeit mit einer 
verwaltungsinternen Arbeitsgruppe ausgearbeitet. 

Grundsatzentscheid und Pro-
jektauftrag des Regierungs-
rats vom 3. März 2009 (Nr. 
401); in Zusammenarbeit mit 
dem FD und dem ILZ  

 Der kantonale Webauftritt ist im Bereich der Dienst-
leistungen für Unternehmen, Privatpersonen und an-
dere Verwaltungen im Rahmen der E-Government-
Strategie und Standard des Bundes weiter ausgebaut. 

 

13 Die Verwaltung wird wirkungsorientiert und  
kundenfreundlich geführt. 

 

 Das Geschäftsverwaltungssystem CMI Konsul ist in 
der ganzen Verwaltung als fester Bestandteil des Re-
cords Management verankert. 

 

 Die Ausstellung biometrischer Ausweise (Pässe und 
Reisedokumente für ausländische Personen) ist ge-
mäss den Vorgaben des Bundes ab 1. März 2010 si-
chergestellt. 

 

 
 
 Weitere Jahresziele 2010 der Staatskanzlei  

13 Der Fortgang des Bundesprojekts für die Strukturie-
rung schweizerischer Erlasse (Schema CHLexML) 
und verwandter Projekte (LexFind, Institut für Födera-
lismus) wird laufend beobachtet; eine Standortbe-
stimmung aufgrund eigener Erfahrungen ist vorge-
nommen; zur Umsetzung und Weiterführung der kan-
tonalen Gesetzesdatenbank liegt ein Konzept vor. 

Rechtsdienst 

 
APL = Amtsdauerplanung 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
10 Kantonsrat (Gesetzgebende Behörde) 
 
 

1 Hauptaufgaben  
 
Die Hauptaufgaben des Kantonsrats sind die Gesetzgebung, die Oberaufsicht und die Vornahme von 
Wahlen. Zur Gesetzgebung gehören die Vorbereitung von Verfassungsänderungen, der Erlass, die 
Änderung und die Aufhebung von Gesetzen und Verordnungen sowie der Abschluss interkantonaler 
Vereinbarungen. Der Kantonsrat kann gegenüber dem Bundesparlament auch eine Standesinitiative 
einreichen oder das Kantonsreferendum ergreifen. Die Oberaufsicht übt er über Regierung und 
Staatsverwaltung sowie die Gerichtsbehörden aus, namentlich durch die Genehmigung von 
Rechenschaftsberichten und die Stellungnahme zu Planungen. Im Weitern ist der Kantonsrat 
zuständig für Finanzbeschlüsse von erheblicher finanzieller Tragweite und den Staatsvoranschlag 
sowie für die Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern und für Begnadigungen. Der 
Kantonsrat wählt den Landammann, Landstatthalter und Landschreiber, die Vizepräsidien der 
Gerichte und die Strafverfolgungsorgane, die oder den Datenschutzbeauftragte/-n, die kantonale 
Steuerrekurskommission, die Aufsichtskommission des Kantonsspitals und weitere bedeutende 
Kommissionen des Parlaments. 
Dem Kantonsrat steht ein Ratssekretariat für die Durchführung der Sitzungen des Gesamtrats und 
der Ratsleitung, die Beratung und Dokumentation in Rechts- und Verfahrensfragen sowie 
Kommissionsdienste zur Verfügung. Ihm ist unmittelbar auch der Datenschutzbeauftragte zugeordnet. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Kantonsverfassung (GDB 101) 
Kantonsratsgesetz (GDB 132.1) 
Geschäftsordnung des Kantonsrats (GDB 132.11) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 371'904 496'100 634'500 642'700 651'100 659'700
Ertrag
Nettoaufwand 371'904 496'100 634'500 642'700 651'100 659'700

Zunahme zum Vorjahr 33.4% 27.9% 1.3% 1.3% 1.3%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 33.4% 70.6% 72.8% 75.1% 77.4%
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1000. 
 

300.00 

 

 

 
318.60 

Kantonsrat 
(neu mit eigenständigem Ratssekretariat) 

Taggeldansätze brutto gemäss Behörden-
gesetz: Sieben ganze und zwei halbe 
Sitzungstage des Kantonsrats sowie Berück-
sichtigung der Parlamentstätigkeit mit 
erweiterter Kommissionstätigkeit 

Anteil gemeinsamer Datenschutzbeauftragter 
SZ/OW/NW sowie externer Beizug 
Projektbegleitung/Fachreferenten Weiter-
bildung 

 

 

 

246 

 

 

65 

  

 

266 

 

 

73  

 

      

 
 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

1000. 
301.00 

 Das eigenständige Ratssekretariat erfüllt seine Aufgaben und 
steht der Staatskanzlei für zugewiesene Aufgaben zur Verfügung.
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
 
12 Regierungsrat   
 

1 Hauptaufgaben  
 
Der Regierungsrat als oberste vollziehende Behörde des Kantons leitet, plant und koordiniert die 
Staatstätigkeit, indem er laufend die Lage in Staat, Gesellschaft und Wirtschaft beurteilt, die 
grundlegenden Ziele staatlichen Handelns umschreibt und die Mittel und Organisation dafür bestimmt 
sowie den Kanton nach innen und aussen vertritt. Er leitet und steuert die kantonale Verwaltung und 
stellt die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerfüllung sicher. Der Regierungsrat beteiligt 
sich durch die Vorbereitung der Gesetze und Verordnungen sowie den Erlass von 
Ausführungsbestimmungen an der Gesetzgebung sowie in verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten 
an der erstinstanzlichen Rechtsprechung. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Kantonsverfassung (GDB 101) 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Organisationsverordnung (GDB 133.11) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 1'729'203 1'816'100 1'819'000
Ertrag 66'802 63'000 63'000
Nettoaufwand 1'662'401 1'753'100 1'756'000 1'779'400 1'802'600 1'826'200

Zunahme zum Vorjahr 5.5% 0.2% 1.3% 1.3% 1.3%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 5.5% 5.6% 7.0% 8.4% 9.9%
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1200. 
 
307.00 
 
 
 
317.00 
 
318.40 
 
 
 
436.50 

Regierungsrat: 
 
Besoldungsnachgenuss für ehemalige 
Regierungsmitglieder gemäss altrechtlicher 
Regelung 
 
Spesenpauschale gemäss Behördengesetz 
 
Staatsempfänge, Regierungsbesuche, 
Feierlichkeiten, innerkantonale 
Behördenanlässe 
 
Vergütungen Verwaltungsratsmandate aus 
Vertretungen des Regierungsrats 

 
 
 
 

356 
 

76 
 
 
 

57 
 
 
 

 

 
 
 
 
 

 

 

 

63 

 
 
 
 

379 
 

80 
 
 
 

57 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
63 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
14 Staatskanzlei (Stab und Kanzleisekretariat) 
 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Die Staatskanzlei wirkt als Stabsstelle des Regierungsrats, insbesondere bei der Gesamtplanung 
und Verwaltungskoordination. Sie erbringt Dienstleistungen bei der Information der Öffentlichkeit, als 
Kanzleisekretariat für Regierungsrat und Kantonsrat, bei der allgemeinen Verwaltungsauskunft und 
Dokumentation, bei offiziellen Anlässen sowie im Weibel- und Kurierdienst. Sie gibt das Amtsblatt 
heraus, stellt Beglaubigungen aus, ist kantonale Ausweisstelle für Pässe und Identitätskarten und 
betreibt das kantonale Erfassungszentrum für biometrische Ausweise. 
 
Der Staatskanzlei sind das Ratssekretariat des Kantonsrats sowie der Datenschutzbeauftragte 
administrativ zugeordnet. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Kantonsratsgesetz (GDB 132.1) 
Geschäftsordnung des Kantonsrats (GDB 132.11) 
Organisationsverordnung (GDB 133.11) 
Ausführungsbestimmungen über die Aufgaben und Gliederung der Departemente (GDB 133.111) 
Publikationsgesetz (GDB 131.1) 
Einwohnerregisterverordnung (GDB 113.11) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 2'016'301 1'959'400 2'049'600
Ertrag 931'036 893'400 949'000
Nettoaufwand 1'085'265 1'066'000 1'100'600 1'109'600 1'109'500 1'109'500

Zunahme zum Vorjahr -1.8% 3.2% 0.8% 0.0% 0.0%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 -1.8% 1.4% 2.2% 2.2% 2.2%
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1400. 

363.00 
 

Stab und Information 

Anteil Internet/Intranet-Auftritt Kanton gemäss 
Dienstleistungsvertrag mit ILZ (Fr. 58 000.–) 

 

75 
 

  

73 
 

 

1420. 
 
363.00 

 
431.00 

Sekretariat Regierungsrat und Kantonsrat 
 
Aufwand ILZ u.a. Geschäftsverwaltung CMI 
KONSUL und Protokolliersystem VERBALIX 

Entscheidgebühren Regierungsrat und 
Beglaubigung (Wegfall der Staatsgebühr 
Swisslos) 

 
 

61 
 
 

 

 

 

 

47 

 
 

61 
 
 

 

 

 

 

80 

1422. 

310.20 

310.50 
 
 

311.00 

318.10 

431.00 
 

 

435.30 
 
 
 

435.40 

Amtsblatt/Passbüro 

Bundesanteil Ausweiskosten  

Druckkosten Amtsblatt abhängig vom 
Volumen amtlicher Teil und rückläufigem 
Volumen Inserateanteil 

Ausstattungen für neuen biometrischen Pass 

Amtsblatt Zustellgebühren: PostMail 

Gebühreneinnahmen Ausweise (Einführung 
biometrischer Ausweise) 

 

Gebühreneinnahmen Amtsblatt, abhängig  
von amtlichen Publikationen und rückläufigen 
Inseraten  
 

Aufschlag Abonnementspreis von Fr. 49.50 
auf Fr. 55.– (restliche Überwälzung Postmail-
Aufschlag 2008) 

 

110 
 

423 

 

68 

155 
 
 
 

 

 

 
 
 

 
 
 
 
 

195 
 

 

350 
 
 
 

355 
 

 

100 
 

450 
 

 
 

160 

 

 
 
 

 
 

 
 

180 
 
 

 
350 

 
 
 

280 
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4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

1400 

 

 

 

 

 

 
 

13.4 

 

13.4 

Die Amtsdauerplanung 2010 bis 2013 ist auf der Grundlage der 
verlängerten Langfriststrategie 2012+ vorbereitet und 
verabschiedet (Beratung im Kantonsrat im Januar/Februar 2011) 

Der Kanton beteiligt sich an der Erneuerung der ch.ch. 
Vereinbarung mit dem Bund. 

Der kantonale Webauftritt ist im Bereich der Dienstleistungen für 
Unternehmen, Privatpersonen und andere Verwaltungen im 
Rahmen der E-Government-Strategie und Standards des Bundes 
weiter ausgebaut.  

Die Gesamterneuerungswahl der Verwaltungskommissionen ist 
koordiniert. 

  

1420 13 Das Geschäftsverwaltungssystem CMI Konsul ist in der ganzen 
Verwaltung als fester Bestandteil  des Records Management 
verankert. 

 

  

1422 13.2 

 
13 

Das Amtsblatt- und Passbüro wird als Testeinheit NOW (Neue 
Verwaltungsführung Obwalden) weitergeführt. 

Die Ausstellung biometrischer Ausweise (Pässe und 
Reisedokumente für ausländische Personen) ist gemäss den 
Vorgaben des Bundes ab 1. März 2010 von der Staatskanzlei 
sichergestellt. 

 

 

50 

 

 

100 

     

 
 

4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 
 

4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2011 bis 2013  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2011 bis 2013 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

1400  

 

Die Grundlagen der Langfriststrategie 2022+ sind 
erarbeitet. 

Die E-Government-Strategie des Kantons ist 
gemäss neuer Vereinbarung mit dem Bund 
weitergeführt und nach kantonalen Prioritäten 
umgesetzt. 

Die elektronische Verwaltungsführung (Records 
Management) ist schrittweise weitergeführt 
(interdepartementales Projekt mit 
Finanzdepartement und Staatsarchiv) 

 

 

 
 

2011
/12 

ab 
2011 

 

ab 
2011 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
16 Rechtsdienst 
 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Der Rechtsdienst berät den Regierungsrat und den Kantonsrat in Rechtsfragen, erarbeitet und 
überprüft Erlassentwürfe, unterstützt die Beschwerdeinstruktion und vertritt den Kanton in 
Rechtsstreitigkeiten. Er ist auch zuständig für kantonale Wahlen und Abstimmungen sowie für die 
Herausgabe der Gesetzessammlung und Führung der Gesetzesdatenbank. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Organisationsverordnung (GDB 133.11) 
Abstimmungsgesetzgebung (GDB 122.1 und 122.11) 
Publikationsgesetz (GDB 131.1) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 525'311 502'700 549'900 558'000 566'300 574'700
Ertrag 13'382
Nettoaufwand 511'929 502'700 549'900 558'000 566'300 574'700

Zunahme zum Vorjahr -1.8% 9.4% 1.5% 1.5% 1.5%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 -1.8% 7.4% 9.0% 10.6% 12.3%  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1600.310.50 Die eidgenössischen und kantonalen Volks-
abstimmungen sind durchgeführt. 

 
29 

  
32 

 

 Die Gesamterneuerungswahlen 2010 für 
Kantonsrat und Regierungsrat sind durchge-
führt. 

33 
 
 

  
 
 

 

 Beteiligung Projektkosten E-Voting für 
Auslandschweizer 

10    

      

 
 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

1600 13 Die Anpassung der kantonalen Veterinär- und Lebensmittelge-
setzgebung an das Bundesrecht bzw. das erneuerte Konkordat 
der Urkantone ist wirksam unterstützt. 

  

1600 13 Der Fortgang des Bundesprojekts für die Strukturierung schwei-
zerischer Erlasse (Schema CHLexML) und verwandter Projekte 
(LexFind, Institut für Föderalismus) wird laufend beobachtet; eine 
Standortbestimmung aufgrund eigener Erfahrungen ist 
vorgenommen; zur Umsetzung und Weiterführung der kantonalen 
Gesetzesdatenbank liegt ein Konzept vor. 

  

1600 13.4 Die erstmalige Durchführung des E-Voting für Auslandschweizer/
-innen als Beherbergungslösung mit dem Kanton Genf ist – 
vorbehältlich der politischen Zustimmung – geprüft/vorbereitet. 

12  

1600 13 Der verwaltungsrechtliche Grundkurs 2010 garantiert/fördert die 
Qualität der Verwaltungsarbeit. 

10  
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4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 
 

4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2011 bis 2013  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2011 bis 2013 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

1600 13.4 
 

Das Projekt E-Voting des Bundes wird verfolgt; 
es liegt ein Grob-Konzept zur Einführung der 
elektronischen Stimmabgabe im Kanton 
Obwalden vor. 

 2011 10  

1600 13 
14.1 

Das Projekt Totalrevision der Kantonsverfassung 
ist hinsichtlich der inhaltlichen Fragestellungen 
wie auch in Bezug auf die Vorgehensweise 
geprüft. 

    

1600 13 Die Überarbeitung des kantonalen 
Enteignungsrechts ist in Zusammenarbeit mit 
dem SJD initialisiert (Vorentwurf). 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
 
17 Staatsarchiv 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Das Staatsarchiv übernimmt, sichert, erschliesst und vermittelt das konventionell und elektronisch 
erstellte archivische Kulturgut des Kantons. Im Rahmen des Öffentlichkeitsprinzips und der Archiv-
verordnung sind die Bestände des Staatsarchivs den Behörden, der Verwaltung, der Forschung und 
einer interessierten Öffentlichkeit zugänglich. In Führungen und Ausstellungen macht das Staats-
archiv seine Bestände einem breiten Publikum bekannt. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Verordnung über das Staatsarchiv (GDB 131.21 
Gerichtsorganisationsgesetz (GDB 134.1) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 578'203 592'400 608'500
Ertrag 1'579 3'000 3'000
Nettoaufwand 576'624 589'400 605'500 612'800 620'200 627'700

Zunahme zum Vorjahr 2.2% 2.7% 1.2% 1.2% 1.2%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 2.2% 5.0% 6.3% 7.6% 8.9%  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  
 

4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1700. 

310.000 

 
318.60 

Staatsarchiv 

Grundauftrag: Bestandssicherung (A4 
Behältnisse) (Fr. 15 000.-) 

Grundauftrag: Mikroverfilmung und 
Restaurierung  

Grundauftrag: Digitalisierung der registerlosen 
RR-Protokolle 1928-1968: Benutzbarkeit 
durch Suchmöglichkeit  

 

22 

 
30 

 
15 

 

 

 

 

7 

 
31 

 
5 

 

 

 

363.00 Dienstleistungsvertrag (SLA) 83  95  

      

 
 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

 13 

 

Die Planung der schrittweisen Einführung von Records 
Management ist in Zusammenarbeit mit einer 
verwaltungsinternen Projektgruppe (zusammen mit FD und ILZ) 
ausgearbeitet. 

  

     

 
4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 

 
 4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2011 bis   
 2013  

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2011 bis 2013 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

1700  Zur Sicherung der digitalen Überlieferung ist in 
Zusammenarbeit mit einer verwaltungsinternen 
Arbeitsgruppe ein kantonales Kompetenzzentrum 
für Records Management und Archivierung 
digitaler Unterlagen geschaffen.  

 2012 120  

 13.3 Mit der Planung des Archivbaus wird ab 2013 
begonnen. 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
18 Finanzkontrolle 
 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Die Finanzkontrolle prüft als fachlich selbstständige und unabhängige Instanz den staatlichen Finanz-
haushalt nach den Vorgaben des Finanzhaushaltsrechts. Sie unterstützt den Kantonsrat bei seiner 
Oberaufsicht über die Verwaltung und die Gerichtsverwaltung und den Regierungsrat bei der Dienst-
aufsicht über die Verwaltung. Sie führt das Sekretariat der Geschäfts- und Rechnungsprüfungskom-
mission. Im Auftrag des Regierungsrats überwacht sie die einheitliche Rechnungsführung der Ein-
wohnergemeinden. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Finanzhaushaltverordnung (GDB 610.11) 
Finanzausgleichsverordnung (GDB 630.11) 
 
 

3 Finanzen  
 
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 255'891 386'100 340'900
Ertrag 38'194 38'000 30'000
Nettoaufwand 217'697 348'100 310'900 316'500 321'900 327'400

Zunahme zum Vorjahr 59.9% -10.7% 1.8% 1.7% 1.7%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 59.9% 42.8% 45.4% 47.9% 50.4%  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1800. 
438.00 

Entschädigung Bund für Finanzaufsicht über 
den Bau der Nationalstrasse 

 20  23 

 
 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

1800  Die neuen Vorgaben in der Gemeindefinanzaufsicht gemäss 
neuem Finanzhaushaltsgesetz sind vorbereitet. 

  

1800  Die Qualitätssicherung ist in Zusammenarbeit mit den kleinen 
Zentralschweizer Finanzkontrollen weiter verbessert. 

  

     

 
 
 
 
 

 
 



 



FINANZDEPARTEMENT

FINANZVERWALTUNG

STEUERVERWALTUNG

DEPARTEMENTSSEKRETARIAT

Steuerbezug

Innere Dienste

Unselbstständig Erwerbende

Selbstständig Erwerbende

Juristische Personen

LABORATORIUM DER URKANTONE

PERSONALAMT

Sondersteuern

GESUNDHEITSAMT

KANTONSSPITAL

INFORMATIKLEISTUNGSZENTRUM
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IAFP 2010 bis 2013  
Jahresplanung 2010 

 
 
24.2 Finanzdepartement  

 
Wichtigste departementale Jahresziele 2010 
 

Nr. 
APL 

Jahresziele 2010 zur Amtsdauerplanung 2006 – 2010 Bemerkungen  

5 Der Kanton Obwalden fördert die Gesundheit aller 
Bewohnerinnen und Bewohnern und sichert den 
Zugang zu einer bedarfsgerechten, qualitativ guten 
medizinischen und pflegerischen Gesundheitsver-
sorgung.    

 

5.4 Das kantonale Gesundheitsrecht (insb. Gesundheitsge-
setz) ist gemäss den veränderten Vorgaben des Bundes 
(KVG-Änderungen) angepasst: Neuordnung Pflegefi-
nanzierung.  

Projektgruppe „Neuordnung 
Pflegefinanzierung“ unter Lei-
tung FD, Zusammensetzung: 
Kanton, Gemeinden und AHV-
Stelle.  

   

13 Das politisch-administrative System: Kantonsrat – 
Regierungsrat – Verwaltung wird als Ganzes laufend 
erneuert und aufeinander abgestimmt.  

 

 Das Projekt „Records Management“ ist gemäss den 
vorgegebenen Zielen fortgeschritten (insb. Schaffung 
von Verfahrensvorgaben, summarische Ist-Aufnahme 
erstellen und organisatorische Strukturen vorbereiten).  

Projektgruppe mit Vorsitz des 
Vorstehers FD (RRB Nr. 401 
vom 4. März 2009) mit Unter-
stützung durch Staatsarchiv 
(STK) sowie des ILZ.  

   

17  Der Kanton Obwalden führt eine nachhaltige Fi-
nanzpolitik.  

 

 Die Revision der kantonalen Finanzhaushaltsgesetzge-
bung ist abgeschlossen:  

- Der Kanton hat zusammen mit den Gemeinden 
ein neues Finanzhaushaltsgesetz.  

- Die Gemeindefinanzaufsicht ist neu geordnet.  

Projekt „Revision kantonale 
Finanzordnung und Gemeinde-
aufsicht (RRB Nr. 460 vom 
1. April 2008); parlamentarische 
Behandlung Frühjahr 2010.  

 Ein Programm zur Priorisierung von staatlichen Leistun-
gen und Aufgaben (Priorisierungsprogramm) ist mit Wir-
kung auf 1. Januar 2011 vom Kantonsrat genehmigt.  

Genehmigung durch den Kan-
tonsrat in 2. Jahreshälfte 2010 

   
 
APL = Amtsdauerplanung 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
20 Departementssekretariat  
 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Das Departementssekretariat unterstützt den Departementsvorsteher bei der Planung und 
Organisation der Tätigkeit des Departements, der Vorbereitung der Geschäfte des Regierungsrats, 
des Kantonsrats und der interkantonalen Konferenzen, der Koordinierung innerhalb des 
Departements, zwischen den Departementen und mit der Staatskanzlei, der Kommunikation und 
Öffentlichkeitsarbeit sowie der Verwaltungssteuerung (Controlling). Der Departementssekretär ist 
geschäftsführender Sekretär des Finanzdepartements sowie im Weitern verantwortlich für das 
Lotteriewesen. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Organisationsverordnung (GDB 133.11) 
Verwaltungsverordnung (GDB 133.21) 
Finanzhaushaltsverordnung (GDB 610.11) 
Personalverordnung (GDB 141.11) 
Verordnung über Lotterien, gewerbsmässige Wetten uns Spiel (GDB 975.31) 
Interkantonale Vereinbarung betreffend die gemeinsame Durchführung von Lotterien und Wetten 
(GDB 975.4) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 306'128 326'100 306'000
Ertrag 3'080 500 500
Nettoaufwand 303'048 325'600 305'500 310'700 316'000 321'400

Zunahme zum Vorjahr 7.4% -6.2% 1.7% 1.7% 1.7%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 7.4% 0.8% 2.5% 4.3% 6.1%  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
 

4.1 Jahresplanung 2010 
 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

  Der Wirkungsbericht zur Steuerstrategie zuhanden des 
Kantonsrats und der Gemeinden ist in einer Kurzversion erstellt.   

  

  Bericht und Antrag betreffend Volksinitiative für „Faire 
Krankenkassenverbilligung“ ist an den Kantonsrat verabschiedet; 
eine Volksabstimmung hat stattgefunden.  

  

  Das Integralprojekt „Records Management“ ist unterstützt (Projekt 
in Zusammenarbeit mit STK und ILZ). 

  

     

 
 

 
 



 

46 

IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
22 Personalamt 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Das Personalamt ist allgemeine Stabsstelle für Personal- und Organisationsfragen. Es erarbeitet 
zuhanden des Regierungsrates und der Departemente fachliche Entscheidungsgrundlagen in 
Personal- und allgemeinen Organisationsfragen. Dazu gehören die Personalpolitik und in deren 
Umsetzung insbesondere Dienstleistungen in der Personalrekrutierung, Anstellung, Förderung und 
Betreuung. Im Weitern pflegt das Personalamt sämtliche rechtlichen und fachlichen Grundlagen für 
die Personalführung (Funktionsbewertung, Lohnsystem, Personaladministration und –controlling) und 
sorgt für deren Umsetzung. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Personalverordnung (GDB 141.11; insb. Art. 5) 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Behördengesetz (GDB 130.4) 
Verordnung über die berufliche Vorsorge (GDB 856.11) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 792'133 2'069'800 1'282'300
Ertrag 17'655 17'000 1'000
Nettoaufwand 774'478 2'052'800 1'281'300 1'300'000 1'319'000 1'338'300

Zunahme zum Vorjahr 165.1% -37.6% 1.5% 1.5% 1.5%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 165.1% 65.4% 67.9% 70.3% 72.8%  
 
 



 

47 

 
4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
 

4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2200 Personalamt     

301.08 Leistungsprämien (0,2 % der Lohnsumme) 83  81  

301.80 Lohnsummenentwicklung Verwaltung; 1.0 % 321  933  

302.80 Lohnsummenentwicklung Lehrerschaft; 1.0 % 97  285  

303.80 Lohnsummenentwicklung 
Sozialversicherungsbeiträge 

34  63  

304.80 Lohnsummenentwicklung 
Personalversicherungsbeiträge 

33  59  

309.03 Personalwerbung, Inserate 85  82  

318.45 Sonstiger Personalaufwand  58  58  

 
 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

2200  Die gesetzlichen Grundlagen (AB über die Stellenbewertung und 
Entlöhnung) zur Personalpolitik sind zuhanden des Regierungs-
rates angepasst. 

  

  Die Personalinformation auf dem Extranet ist entsprechend dem 
ausgearbeiteten Konzept realisiert. 

  

xxxx. 
317.00 

 Das Staatspersonal profitiert vom neuen Halbtax-Abo-Angebot im 
Sinne der Förderung des öffentlichen Verkehrs.*  

40  

2402. 
506.01 

 Die Leistungserfassung ist in Teilbereichen der Verwaltung 
eingeführt. 

20  

     

 



 

48 

IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
24 Finanzverwaltung 
 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Die Finanzverwaltung erarbeitet Finanzplan und Voranschlag, führt die Staatsrechnung sowie die 
Tresorerie (inkl. Verbuchung und Verteilung der Abschreibungen). Sie besorgt die Finanz- und 
Lohnbuchhaltung und organisiert den Zahlungsverkehr. Ihr obliegt die Verwaltung des 
Finanzvermögens, der Spezialfinanzierungen (inkl. Vereinnahmung und Zuweisung der gebundenen 
Abgaben) und der Fonds. Ihr unterstellt sind der Steuerbezug (inkl. Budgetierung der Steuererträge), 
die Material- sowie die Telefonzentrale. Sie führt zudem die Sonderrechnungen für die 
Tierseuchenkasse, die Feuerwehrkasse sowie die Rechnungen der Investitionskredite und 
Betriebshilfe in der Landwirtschaft und die Investitionskredite in der Forstwirtschaft. Ebenfalls unter 
der Finanzverwaltung werden die Kantonsanteile an eidg. Abgaben und Erträgen (u.a. eidg. 
Finanzausgleich/Verrechnungssteuer), des innerkantonalen Finanzausgleiches sowie allgemeine 
Kosten der Verwaltung budgetiert und verbucht. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Finanzausgleichsgesetzgebung (GDB 630) 
Finanzhaushaltsverordnung (GDB 610.11) 
Personalverordnung (GDB 141.11) 
Gebührengesetzgebung (GDB 643) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13
Laufende 
Rechnung:
Aufwand 72'107'543 56'449'900 37'348'500
Ertrag 194'764'097 188'527'600 171'607'000
Nettoaufwand -122'656'554 -132'077'700 -134'258'500 -127'449'300 -118'333'100 -116'280'800
Zunahme zum 
Vorjahr 7.7% 1.7% -5.1% -7.2% -1.7%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 7.7% 9.5% 3.9% -3.5% -5.2%
Nettoinvestitionen 367'848 635'000 736'000 500'000 500'000 500'000  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
 

4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2400. 
363.00 

Finanzverwaltung: 
Informatikkosten ILZ 

 
225 

  
237 

 

2402. 

310.20 
 
 
 
435.60 

318.50 
 

363.00 
 

436.00 

Allg. Personal- + Verwaltungskosten: 

Beschaffung von Büromaterial durch die 
Büromaterialzentrale für die ganze 
Verwaltung 
 
Weiterverrechnung an Verwaltung 

Sach- und Haftpflichtversicherung; Anstieg 
Haftpflichtversicherungsprämie 

Informatikkosten ILZ; Ersatzanschaffungen 
u.a. Registerharmonisierung, Kantons-WEB 

Leistungen der Kranken-/Unfallversicherung 
(Ø -Ertrag der letzten vier Jahre) 

 

135 
 
 

 
 

135 
 

251 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

135 

 
 

 

 
437 

 

135 
 
 

 
 

135 
 

217 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

135 

 
 

 

 
450 

2420. 

318.20 
 

318.30 
 

363.00 

436.20 

Steuerbezug: 

Postcheck- und Bankgebühren, hauptsächlich 
Bareinzahlungsgebühr Postschalter 

Inkassokosten für Kantons-, Gemeinde- und 
direkte Bundessteuern (u.a. Betreibungsgeb.) 

Informatikkosten ILZ (NEST) 

Rückerstattung Inkassokosten 

 

52 
 

280 
 

70 

 

 

 

 
 
 

 

300 

 

50 
 

300 
 

42 

 

 

 

 
 
 

 

320 

2440. 

342.00 
 
 

 
 
452.00 
 
342.10 
 
480.00 

Finanzausgleich an Gemeinden: 

Kantonsbeitrag von 5,4 % (Vorjahr 4,1 %) der 
erwarteten Kantonssteuereingänge der 
Rechnung 2009 Ressourcenausgleich 

Lastenausgleich Schule (mind. 1,50 Mio. Fr.) 
 
Vertikaler Finanzausgleich von Gemeinden  
 
Steuerstrategie-Ausgleich an Gemeinden 
gemäss Steuergesetz unter gleichzeitiger 
Entnahme Steuerstrategie-Ausgleich aus 
Spezialfinanzierung (Einlage in 2005)  

 

3 400 

 
 

1 500 
 

450 

 
4 100 

 

 

 

 

 

 
450 

 
 
 

4 100 

 

2 580 
 
 

1 500 
 

220 

 
5 150 

 

 
 
 
 

 
220 

 

 
 

4 150 

2462. 

331.00 bzw. 
332.00 
 

331.04 

Abschreibungen: 

Abschr.-Sätze Finanzhaushaltsverordnung 
Zusätzliche Abschreibungen: 
Art. 24 Abs. 5 FHV (Finanz-/Konjunkturlage) 

Lineare Abschreibung (5 Jahre) 
Wiederinstandstellung Kantonsstrassen nach 
Hochwasserkatastrophe 

 

6 715 
 
 

1 610 

  

8 290 
14 200 

 
1 890 

 



 

50 

 
2464. 

321.00 

322.00 

 
323.00 

329.00 

Schuldzinsen: 

Konto-Korrentschulden/Kommissionen 

Darlehen: Verzinsung der bestehenden mittel- 
und langfristigen Schulden 

Verzinsung Fonds- und Spezialrechnungen 

Vergütungszinsen: Verzinsung Steuervoraus-
zahlungen von Juni – November zu 2 Prozent 

 

140 

340 
 

80 
260 

  

200 

825 

 
145 

240 
 

 

2466. 

420.00 

421.00 

 
422.00 
 

426.00 

Vermögenserträge: 

Zinsen auf Konto-Korrentguthaben 

Vergütungs- Verzugszinsen: Verzinsung 
Steuernachzahlungen ab November 

Anlagen des Finanzvermögens: Zins- und 
Dividendenerträge 

Verzinsung Dotationskapitalien EWO und ILZ 

  

200 

300 
 

2 600 
 

250 

  

450 

250 
 

2 335 
 

235 

2480. 

400.00 

401.00 

403.00 

404.00 

405.00 
 

437.00 

480.00 

Direkte Abgaben: 

Staatssteuer: Natürliche Personen 

Staatssteuer: Juristische Personen 

Grundstückgewinnsteuer: Ø 5 Jahre 

Handänderungssteuer: Ø 5 Jahre 

Erbschafts- und Schenkungssteuer: Ø 5 
Jahre 

Steuerbussen 

Entnahme Rücklage Finanzierung 
Steuerstrategie (bis 2009) 

  

53 300 

4 100 

1 250 

1 890 

400 
 

135 

 

  

52 000 

5 600 

1 200 

1 600 

400 
 

130 

2 408 

2482. 

362.00 
460.10 

363.10 
 

406.00 
 

406.01 

460.00 

460.20 

Gebundene Abgaben: 

Anteil der Gemeinden und Korporationen am 
Ertrag der Mineralölsteuer  

Abgeltung Verkehrssicherheitszentrum 
OW/NW, Fr. 5.--/Nr.-Schild 

Motorfahrzeugsteuer: Erwarteter Zuwachs an 
Fahrzeugen von 2 %  

Schiffssteuer 

Bundesbeitrag Schadenwehr 

Kantonsanteil am Ertrag der LSVA 

 

1 800 
 

160 

 

 
1 800 

 
 

9 000 
 

290 

333 

1 734 

 

1 800 
 

162 

 

 
1 800 

 
 

8 625 
 

290 

332 

2 200 

2484. 

 
341.13 
440.13 
441.13 

440.00 

 
440.11 
441.11 

440.12 
 

440.20 

440.40 

Anteile eidg. Abgaben und Erträge: 

Härteausgleich nach NFA 
Anteil Kanton OW an Ausgleichzahlungen 
Ausgleichszahlungen des Bundes 
Ausgleichszahlungen der Kantone  

Kantonsanteil (17 %) an dir. Bundessteuern 

Ressourcenausgleich nach NFA 
Anteil des Bundes  
Anteil der Kantone 

Geographisch-Topographischer 
Lastenausgleich des Bundes 

Repartitionen; Ø 5 Jahre 

Eidg. Verrechnungs-/Sicherungssteuer 

 

 
543 

 

 

6 287 
3 144 

 
7 050 

 
22 683 
16 258 

 
5 393 

 
250 

1 300 

 

 
543 

 

 

6 287 
3 144 

 
7 650 

 
29 148 
20 632 

 
5 447 

 
250 

1 300 



 

51 

 
2486. 

342.00 
 
426.10 

 
380.00 

 
416.10 
 
 
426.00 
 
426.01 

 

Reingewinnanteile OKB/EWO/SNB: 

Gemeindeanteile Reingewinn EWO 
Übrige Gemeindeanteile 
Auszahlung des EWO 
(ab 2010 Netto-Betrachtung) 

Rücklage Finanzierung Steuerstrategie  
(bis 2009) 

Anteile Schweiz. Nationalbank SNB  
(Anteil nach Bevölkerung, RG 2,5 Mrd.) 

Anteil Obw. Kantonalbank 
  
OKB, Abgeltung Staatsgarantie 
(entspricht einer PS-Dividende von 30%) 

  

 
 
 

2 000 
 

 

7 391 
 
 

6 600 
 

2 065 

 

 
1 500 

 
 

1 500 

 

 

 

 
1 500 

 
1 500 

 

 

7 367 
 
 

6 600 
 

2 065 

2490. 

365.20 

365.21 

365.22 

365.27 

365.28 

414.00 

480.00 

Landeslotterie: 

Beiträge Sportbereich (regionale Sportanlage)

Kulturelle Veranstaltungen (u.a. Obwald) 

Übrige Beiträge/Vergabungen Regierungsrat  

Beitrag an Sprungschanze Engelberg 

Renovation Klosterkirche Engelberg 

Anteil Reingewinn Landeslotterie/Zahlenlotto 

Entnahme aus Fonds für Fondsausgleich 

 

450 

90 

50 

70 

200 

 

 

 

 

 

 

 

 

1 800 

448 

 

 

125 

160 

 

200 

 

 

 

 

 

 

 

1 800 

49 

      

 
 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

2440  Ein kantonales Finanzhaushaltsgesetz für Kanton und 
Gemeinden kann im Kantonsrat beraten und auf 2012 in Kraft 
gesetzt werden. 

  

  Gemeinsame Ablösung der Buchhaltungssoftware G-Soft von 
Kanton OW/NW und Gemeinden im Verbund mit anderen 
Gemeinden unter der Federführung des ILZ ist vollzogen. 

  

2402  Ersatzinvestitionen EDV, gesamte Verwaltung gemäss 
Informatikbudget sind vorgenommen.  

736  
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4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 
4.2.1 Wesentliche voraussehbare Änderungen im Leistungsauftrag des Amtes 2011  

bis 2013  

 
Kostenstelle/ 
Konto 

 

Neue oder wegfallende Aufgaben > Fr. 50 000.– 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen im Finanzplan in +/./. 
Fr. 1 000.– gegenüber VA10 

(Veränderungen netto) 

P11 P12 P13 

2440. 

342.00 
 

342.00 bzw.  
452.00 

342.10 

480.00 

Finanzausgleich an Gemeinden: 

Ressourcenausgleich: Entwicklung Ressourcenausgleich 
mit Steuerentwicklung 

Entwicklung horizontaler Ausgleich der Gemeinden 
 

Steuerstrategie-Ausgleichsentwicklung gem. StG 

Entnahme Steuerstrategieausgleich aus 
Spezialfinanzierung 

 

+ 100 
 

+ 200 
        + 200 

- 1 100 

  -1 100

 

+ 240 
 

+ 200 
        + 200 

- 4 100 

  -4 100 

 

+ 450 
 

+ 200 
        + 200 

- 4 100 

  -4 100

2462. 

331.00 
 

Abschreibungen: 

Entwicklung der Ordentliche Abschreibungen gemäss 
Abschreibungssatz FHV und geplanten Investitionen 

 

+ 3 775 
 

 

+ 6 275 
 

 

+ 9 475 
 

2464. 

322.00 

Schuldzinsen: 

Verzinsung der bestehenden Schuldscheine und 
Rückzahlung bei Fälligkeit 

 

- 20  

 

- 300  

 

- 340  

2466. 

422.00 

Vermögenserträge: 

Abnahme flüssiger Mittel infolge Schuldenrückzahlung und 
Finanzierungs-Defizite 

- 800

 
 

-1 225 -1 500

2480. 

400.00 
 
 

401.00 
 

Direkte Abgaben: 

Staatssteuer: Natürliche Personen; Nach konjunktureller 
Stagnation 2009 und schwacher Zunahme 2010 wird ab 
2011 mit einer jährlichen Zunahme von 6% gerechnet 

Staatssteuer: Juristische Personen; Nach konjunkturellem 
Einbruch 2009 und schwacher Zunahme 2010 wird ab 
2011 wieder mit grösseren Steigerungen von  30% / 10% / 
10% gerechnet 

 

+ 3 000

+1 230

 

+ 6 400 
 
 

+ 1 730 

 

+ 10 000

+ 2 300

2484. 

440.00 
 

440.11 
441.11 
 

440.12 

Anteile eidg. Abgaben und Erträge: 

Kantonsanteil an dir. Bundessteuern (17%): Zunahme 
gemäss Schätzung Bund von 4,1% / 5,6 % / 3,9% 

Ressourcenausgleich Bund/Kantone; Erwartung eines 
kontinuierlichen Anstiegs des Ressourcenpotenzials auf 
76 Punkte (2011) bzw. 85 und 95 Punkte  

Geographisch-topgraphischer Lastenausgleich (+1,5%) 

 

+ 290

- 7 000

+ 150

 

+ 700 
 

- 18 000 

 
 

+ 300 

 

+ 1 000

- 21 000

+ 450
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4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2011 bis 2013 
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2011 bis 2013 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

2402  Ersatzinvestitionen 
EDV/Telefonvermittlungsanlage sind 
vorgenommen. 

 2011 
2012 
2013 

500 
500 
500 

 

  Gemeinsame Ablösung der 
Buchhaltungssoftware G-Soft von Kanton 
OW/NW und Gemeinden im Verbund mit anderen 
Gemeinden unter der Federführung des ILZ ist 
vollzogen.  

 2011 
2012 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
26 Steuerverwaltung 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Die Steuerverwaltung ist für die Umsetzung des Steuergesetzes verantwortlich und beschafft einen 
wesentlichen Teil der Einnahmen des Kantons. Sie veranlagt die Einkommens- und 
Vermögenssteuern von den Unselbstständigerwerbenden, sekundär Steuerpflichtigen, 
Selbstständigerwerbenden und den Landwirten, die Gewinn- und Kapitalsteuer bei den juristischen 
Personen sowie die Erbschafts-, Schenkungs- und Quellensteuern sowie die Grundstückgewinn- und 
Handänderungssteuern. Ferner veranlagt die Steuerverwaltung die direkte Bundessteuer. Weiter 
kontrolliert die Steuerverwaltung die Verrechungssteuer-Anträge und fordert die notwendigen 
Rückerstattungsbeträge bei der Eidgenössischen Steuerverwaltung an. Auch die Prämienverbilligung 
in der Krankenversicherung und das Güterschätzungswesen sind organisatorisch bei der 
Steuerverwaltung angegliedert. Daneben fallen interkantonale Aufgaben wie Meldewesen, 
Repartitionswesen, usw. bei der Steuerverwaltung an. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Steuergesetz (GDB 641.4) 
Vollziehungsverordnung zum Steuergesetz (GDB 641.41) 
Diverse Ausführungsbestimmungen (GDB 641.411 bis 641.422) und Vereinbarungen (GDB 641.5 bis 
641.54) 
Schätzungs- und Grundpfandgesetz (GDB 213.7) 
Schätzungs- und Grundpfandverordnung (GDB 213.71) 
Ausführungsbestimmungen über das Schätzungsreglement (GDB 213.711) 
Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz (GDB 851.1) 
Verordnung zum Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz (GDB 851.11) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 5'467'807 21'553'100 23'221'200
Ertrag 393'648 8'067'000 8'701'000
Nettoaufwand 5'074'159 13'486'100 14'520'200 14'601'300 14'682'300 14'765'000

Zunahme zum Vorjahr 165.8% 7.7% 0.6% 0.6% 0.6%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 165.8% 186.2% 187.8% 189.4% 191.0%  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  
 
 

4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2600 

310.00 
 

318.10 
 

363.00 

436.20 

Abteilung Innere Dienste/Steuerrevisorat  

Bürobedarf, Drucksachen (u.a Druck 
Formulare und Kuverts für Steuererklärungen) 

Porti für Versand Steuererklärungen und 
Steuerrechnungen 

Informatikaufwand, Betrieb/Unterhalt Software

Gebühren für Mahnungen und 
Fristerstreckungen 

 

140 
 

110 
 

482 

 

 

 

 

 
 
 

55 

 

135 
 

120 
 

453 

 

 

 

 

 
 
 

55 

2655 

317.01 
 

431.00 

Grundstückschätzungen 

Spesenentschädigung und Auslagen 
Schätzer 

Gebühreneinnahmen für Schätzungen 

 

65 

 

 

 
105 

 

65 

 

 

 
105 

2680 

365.00 
 

460.00 

Prämienverbilligung Krankenkassen 

Beiträge an die Verbilligung der 
Krankenkassenprämie  

Erwarteter Bundesbeitrag an Kanton für 
Prämienverbilligung  

 

17 700 

 

 

 
8 500 

 

16 000 

 

 

 
7 850 

      

 
 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

2600  Umsetzung der kantonalen Steuerstrategie: Der Wirkungsbericht 
(Kurzversion) für das Steuerjahr 2009 ist erstellt.  

  

  Der Beschluss über die Festlegung des Prozentsatzes zur 
Berechnung des Selbstbehaltes bei der Individuellen 
Prämienverbilligung in der Krankenversicherung für 2010 ist an 
den Kantonsrat verabschiedet.  

1 700  650 

2600  Die Teilrevision Steuergesetz (Nachvollzug StHG und allfällige 
strategierelevante Anpassungen) per 1. Januar 2011 ist 
vollzogen.  

  

2600  Die Steuersoftware NEST ist auf neue technische Basis migriert 
(Projekt 2010 bis 2013).  

120  

2655  Die Revision der Verordnung über die Beurkundungs-, 
Grundbuch- und Schätzungsgebühren ist vollzogen.  
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4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 
4.2.1 Wesentliche voraussehbare Änderungen im Leistungsauftrag des Amtes 2011  

bis 2013  
   

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Neue oder wegfallende Aufgaben > Fr. 50 000.– 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen im Finanzplan in +/./. 
Fr. 1 000.– gegenüber VA10 

(Veränderungen netto) 

P11 P12 P13 

2600 Die Steuersoftware NEST ist auf die neue technische 
Basis migriert (Projekt bis 2013). 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
28 Gesundheitsamt 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Das Gesundheitsamt sorgt für eine ausreichende und koordinierte medizinische Versorgung der 
Bevölkerung. Es vollzieht die auf Grund der Krankenversicherungsgesetzgebung den Kantonen 
übertragenen Aufgaben, erteilt Bewilligungen für Berufe der Gesundheitspflege sowie therapeutische 
Einrichtungen und koordiniert die Betagtenbetreuung und die Spitexdienste. Es sorgt für die 
Gesundheitserziehung und Gesundheitsförderung der Bevölkerung und stellt die Koordination mit 
dem Laboratorium der Urkantone sicher, welches insbesondere die Vollzugsaufgaben in den 
Bereichen Lebensmittelgesetzgebung, Veterinärwesen, Giftgesetzgebung, Stoffverordnung sowie 
Gewässer- und Umweltanalytik erfüllt. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Gesundheitsgesetz (GDB 810.1) 
Spitalverordnung (GDB 830.11) 
Verordnung über die Berufe der Gesundheitspflege (GDB 811.11) 
Einführungsgesetz und Verordnung zum Krankenversicherungsgesetz (GDB 851.1) 
Heilmittelgesetzgebung (GDB 814.21; GDB 814.11) 
Vereinbarung über die Fachstelle Gesundheitsförderung und Prävention für die Kantone Obwalden 
und Nidwalden (GDB 810.12) 
Schulgesundheitsverordnung (GDB 410.51) 
Konkordat über das Laboratorium der Urkantone (GDB 816.2) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 40'873'388 28'345'700 27'291'400
Ertrag 8'577'567 603'400 646'400
Nettoaufwand 32'295'821 27'742'300 26'645'000 26'845'000 28'745'000 29'045'000

Zunahme zum Vorjahr -14.1% -4.0% 0.8% 7.1% 1.0%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 -14.1% -17.5% -16.9% -11.0% -10.1%
Nettoinvestitionen 1'826'296 3'325'000 1'500'000 1'500'000 1'500'000 1'500'000  

stkow06
Rechteck


stkow06
Textfeld
57



 

56 

 
4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2800. 
 
311.10 

Amtsleitung 
 
Sanitätsmaterial/Alarmsystem KSD (2009: 
Ersatz Sanitätsanhänger) 

 
 

8 

  
 

95 

 

362.00 Konkordatsbeitrag an Laboratorium der 
Urkantone Bereich Kantonschemiker 

449  392  

362.01 Konkordatsbeitrag an Laboratorium der 
Urkantone Bereich Veterinärdienst 

353  347  

364.00 Beiträge an Alters- und Betagtenbetreuung:     

 – Massnahmen aus dem Projekt „Im Alter in 
Obwalden leben: Beitrag an Projekte Alters- 
und Betagtenbetreuung 

100  100  

 – Umsetzung NFA im Bereich Spitex 730  675  

364.10 

365.02 

365.10 
465.00 

Beitrag an Tierseuchenkasse 

Diverse Beitragsleistungen 

Auslagen bzw. Bundesbeitrag an HPV-
Impfungen 

240 

72 

90 

 

 
 

90 

180 

70 

70 

 

 

 
70 

2806. Schulgesundheitsdienst     

318.65 Zahnuntersuche bei den Schulkindern 
(Gutscheinsystem) 

67  62  

2810. Gesundheitsförderung OW/NW     

364.00 Projektkosten „Gesundes Körpergewicht“, 
welches von der Gesundheitsförderung 
Schweiz unterstützt wird 

109  172  

364.01 Jährliche Beiträge OW/NW für die 
Durchführung und Unterstützung von 
Projekten 

50  50  

461.00 Beitrag des Kantons NW an die Fachstelle 
gemäss Vereinbarung vom 3. April 2001 

 184  216 

465.00 Unterstützungsbeiträge der 
Gesundheitsförderung Schweiz für Projekte 
(inkl. „Gesundes Körpergewicht“) 

 135  128 

2820. Kantonsspital Obwalden     

363.10 Globalkredit für das Kantonsspital 15 190  15 190  

451.00 Beitrag Kanton Nidwalden an Psychiatrie  90  50 

2822. Spitalversorgung Engelberg     

361.00 Behandlung Engelberger Bevölkerung im 
Spital Stans (gemäss  

75  100  

2824 Ausserkantonale Spitalbehandlungen     

364.00 
 

436.00 

Kosten für medizinisch notwendige 
ausserkantonale Spitalbehandlungen 

Diverse Rückerstattungen 

8 500  
 

100 

8 300  
 

100 
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4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
(neues 
Feld je 
Kosten-
stelle) 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

2800.  Gesundheitsamt:   

 7 Revision der Veterinärgesetzgebung ist vollzogen.   

 7 / 
5.4 

Vereinheitlichung Veterinärgesetzgebung inkl. Revision der 
Tierseuchengesetzgebung und Aufhebung Tierseuchenkasse ist 
vollzogen.  

  

 5.4 Die Revision des Gesundheitsgesetzes betreffend die Spital- und 
Pflegefinanzierung ist in Vorbereitung. 

  

2810 - Die Integration der neuen Fachstelle Gesellschaftsfragen in das 
Sozialamt ist in Vorbereitung.  

  

 
 

4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 
4.2.1 Wesentliche voraussehbare Änderungen im Leistungsauftrag des Amtes 2011  

bis 2013  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Neue oder wegfallende Aufgaben > Fr. 50 000.– 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen im Finanzplan in +/./. 
Fr. 1 000.– gegenüber VA10 

(Veränderungen netto) 

P11 P12 P13 

2800. 
362.01 

Konkordatsbeitrag an Laboratorium der Urkantone Bereich 
Veterinärdienst muss um Beitrag aus TSK aufgestockt 
werden. 

+ 240 + 240 + 240 

2800. 
364.00 

NFA-Beitrag für Spitex + 100 + 100 + 100 

2800. 
364.10 

Beitrag an Tierseuchenkasse TSK (Auflösung per Ende 
2010)  

- 240 - 240 - 240 

2810 Gesundheitsförderung wird in Fachstelle 
Gesellschaftsfragen integriert 

- 200 - 200 - 200 

2820. 
363.10 

Kantonsspital Obwalden, Anstieg Sockelbeitrag für 
zusätzlich Halbprivat- und Privatpatienten 

+ 100 + 200 + 300 

2824. 
364.00 

Ausserkantonale Spitalbehandlungen; 
normale Kostensteigerungen aufgrund Tarifanpassungen 
 
Ab 2012 freie Spitalwahl/Mitfinanzierung Wahleingriffe 
 

 
+ 200 

 
+400 

zw. 600 
und 

+ 1 600 

 
+600 

Zw. 600 
und 

+ 1 600 
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4.2.2  Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2011 bis 2013  

 
Kosten- 
stelle/ 
Konto 

(neues 
Feld je 
Kosten-
stelle) 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2011 bis 2013 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

 5.4 Das Gesundheitsgesetz ist an die neue 
Pflegefinanzierung, welche auf 1. Juli 2010  
in Kraft tritt, angepasst. 

2010 2011   

 5.4 Das Gesundheitsgesetz ist an die neue 
Spitalfinanzierung, welche auf 1. Januar 2012  
in Kraft tritt, angepasst.  

2011 2012   
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SICHERHEITS- UND 

JUSTIZDEPARTEMENT

JUSTIZVERWALTUNG

KANTONSPOLIZEI

DEPARTEMENTSSEKRETARIAT

Betreibung und Konkurs

Kommando

Kriminalpolizei

Verkehrs- und Sicherheitspolizei

Militär und Bevölkerungsschutz

KANTONALER FÜHRUNGSSTAB

VERKEHRSSICHERHEITSZENTRUM

SOZIALAMT

STRAFVERFOLGUNG
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IAFP 2010 bis 2013  
Jahresplanung 2010 

 
24.3 Sicherheits- und Justizdepartement  

Wichtigste departementale Jahresziele 2010 
 

Nr. 
APL 

Jahresziele 2010 zur Amtsdauerplanung 2006 – 2010 Bemerkungen  

   

6 Die Revision des Vormundschaftsrechts ist im Kan-
ton umgesetzt. 

 

 Das Konzept zur Revision liegt vor, die künftige Organi-
sationsform ist entschieden. 

 

   

6 Es sind die Aufgaben in der Jugendarbeit geklärt 
und die Gesetzgebung angepasst.  

 

 Die Revision der Gesetzgebung zur Jugendhilfe ist in 
Erarbeitung. 

 

 Über den Kantonsbeitrag an das Projekt „Aufbau eines 
neuen Jugendkulturraums für ältere Jugendliche und 
junge Erwachsene“ ist entschieden. 

 

 Eine Fachstelle für Gesellschaftsfragen ist in Vorberei-
tung.  

 

   

6.2 Die NFA ist im Bereich des Heim- und Betreuungs-
wesens in der Zentralschweiz vollzogen. 

 

 Die Gesetzgebung, die Bedarfsplanung und das Behin-
dertenkonzept zur Umsetzung ist erarbeitet. 

 

   

7.1 Die polizeiliche Leistungskapazität im Kanton wird 
angepasst und die Zusammenarbeit in der Zentral-
schweiz verstärkt. 

 

 Das neue kantonale Polizeigesetz ist auf anfangs 2011 
in Kraft gesetzt.  

 

   

7.4 Die Verwaltungs-, Zivil- und Strafrechtspflege sind 
den Neuerungen des Bundes (Rechtsweggarantie, 
Bundesgerichtsgesetz, eidgenössische Strafpro-
zess- und Zivilprozessordnung) angepasst. 

 

 Die Gesetzgebungen treten auf den 1. Januar 2011 in 
Kraft.  

 

 Die Vorbereitungen zur Umsetzung der Justizreform 
(Polizei, Personelles, Infrastruktur) sind getroffen. 

 

APL = Amtsdauerplanung 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
30 Departementssekretariat  
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Das Departementssekretariat unterstützt die Departementsvorsteherin nach deren besonderen 
Anordnungen insbesondere bei der Planung und Organisation der Tätigkeit des Departements, der 
Vorbereitung der Geschäfte des Regierungsrates, des Kantonsrates und der interkantonalen 
Konferenzen, der Koordinierung innerhalb des Departements, zwischen den Departementen und mit 
der Staatskanzlei, der Kommunikation und der Öffentlichkeitsarbeit sowie der Verwaltungssteuerung.  
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 131) 
Organisationsverordnung (GDB 433.11) 
Ausführungsbestimmungen über die Aufgaben und Gliederung der Departemente (GDB 133.11) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 434'080 473'700 464'900 471'000 477'200 483'500
Ertrag 1'176
Nettoaufwand 432'904 473'700 464'900 471'000 477'200 483'500

Zunahme zum Vorjahr 9.4% -1.9% 1.3% 1.3% 1.3%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 9.4% 7.4% 8.8% 10.2% 11.7%  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
4.1 Jahresplanung 2010 

 
4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  

 
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

 7.4 Die Vorbereitungen zur Umsetzung der Justizreform 
(Infrastruktur, Personal) sind getroffen. 

  

 6 Das Projekt „Jugendkulturraum“ ist optimal begleitet.   

  Die Revision der Gesetzgebung zur Jugendhilfe ist in 
Zusammenarbeit mit dem Sozialamt in Erarbeitung. 

  

  Das Sozialamt ist bei der Evaluation der Finanzierung der 
ausserfamiliären Kinderbetreuung optimal unterstützt.  

  

  Die Gesetzgebung für eine Fachstelle für Gesellschaftsfragen  
ist erarbeitet. 
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Kantonaler Führungsstab KFS 
  
1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Der kantonale Führungsstab ist ein Stabsorgan des Regierungsrates zur Bewältigung von 
grossen Schadenereignissen, Katastrophen und Notlagen. Der kantonale Führungsstab ist dem 
Sicherheits- und Justizdepartement zugewiesen. Der Stab plant, koordiniert und kontrolliert die 
Vorbereitungen zur Bewältigung von grossen Schadenereignissen, Katastrophen und Notlagen, 
soweit sich diese nicht auf eine Gemeinde allein beschränken. Im Einsatzfall ist der Stab 
insbesondere zuständig für:  

a. die entscheidungsrelevanten Informationen zu beschaffen und weiter-zuleiten;  
b. Lösungsvorschläge mit Anträgen zu erarbeiten;  
c. in übertragenen Bereichen selbstständig zu entscheiden und Mass-nahmen anzuordnen;  
d. die Entscheide des Regierungsrates bzw. des Sicherheits- und Justizdepartementes in 

Planungen, Anordnungen und Weisungen umzusetzen;  
e. die Ausführung der Anordnungen zu kontrollieren. 

 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Bevölkerungsschutzgesetz (GDB 540.1) 
Ausführungsbestimmungen über den kantonalen Führungsstab (GDB 540.112) 
 
 
3 Finanzen  
 
in Fr. 1 000.– R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 67'169 65'400 67'000 67'000 67'000 67'000
Ertrag
Nettoaufwand 67'169 65'400 67'000 67'000 67'000 67'000

Zunahme zum Vorjahr -2.6% 2.4%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 -2.6% -0.3% -0.3% -0.3% -0.3%
Nettoinvestitionen
 
 
4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  
4.1 Jahresplanung 2010 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
(neues 
Feld je 
Kosten-
stelle) 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

  Die Ausbildung des Führungsstabes in Stabsarbeitstechnik ist 
weitergeführt. 

  

  Die Zusammenarbeit des KFS mit den 
Gemeindeführungsorganisationen (GFO) ist verstärkt. 
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IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
31 Justizverwaltung 
 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Die Justizverwaltung ist für folgende Aufgabenbereiche zuständig: Gleichstellung von Frau und Mann, 
Datenschutz (Gesetzgebung), Enteignungsrecht, Beurkundungsrecht und Anwaltsrecht, Straf- und 
Massnahmenvollzug, Bewährungshilfe, Gefängnis und Begnadigungen, Einbürgerungen, 
Namensänderungen, Zivilstandswesen, Miete und Pacht, Schuldbetreibungs- und Konkurswesen, 
öffentliche Versteigerungen, Sekretariat der Steuerrekurskommission sowie Aufsicht über die 
Gemeinden und andere öffentlich-rechtliche Körperschaften wie Korporationen und Teilsamen.  
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Kantonsverfassung (Gemeindeaufsicht) (GDB 111) 
Bürgerrechtsgesetz (GDB 111.2.) 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Vereinbarung über die Zusammenarbeit der Kantone Obwalden und Nidwalden zur Gleichstellung 
von Frau und Mann (GDB 121.11) 
Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (EG ZGB; GDB 210.1) 
Gesetz über die öffentliche Beurkundung (GDB 210.3) 
Gesetz über die Ausübung des Anwaltsberufes (GDB 134.4) 
Gesetz über den Erwerb und Verlust des Kantons- und Gemeindebürgerrechts (GDB 111.2) 
Vollziehungsverordnung zum SchKG (GDB 250.11) 
Zivilstandsverordnung (GDB 211.11) 
Ausführungsbestimmungen über Miete und Pacht (GDB 220.411) 
Verordnung über den Straf- und Massnahmenvollzug sowie die Schutzaufsicht (GDB 330.11) 
Steuergesetz (GDB 641.4) 
Gefängnisordnung (GDB 330.21) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 1'842'794 1'927'800 1'995'500
Ertrag 1'030'721 828'000 874'000
Nettoaufwand 812'073 1'099'800 1'121'500 1'156'000 1'213'500 1'166'200

Zunahme zum Vorjahr 35.4% 2.0% 3.1% 5.0% -3.9%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 35.4% 38.1% 42.4% 49.4% 43.6%  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010 
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

3100. 

431.00 

Justizverwaltung: 

Gebühreneinnahmen: Massgebliche 
Einnahmequelle sind die Verfahrenskosten in 
den Einbürgerungsverfahren 

 

 

 

70 

  

60 

3120. 

318.10 
 
 

431.00 

Betreibungen: 

Porti im Rahmen der Betreibungsverfahren; 
ein Grossteil der Dokumente ist 
eingeschrieben zuzustellen 

Gebühreneinnahmen 

 

70 

 

 

 

 

600 

 

70 

 

 

 

620 

3122. 

436.60 

Konkurse: 

Gebühreneinnahmen  

  

30 

  

30 

3140. 

351.00 

Straf- und Massnahmenvollzug: 

Kosten für Gefangene an ausserkantonalen 
Anstalten 

 

225 

  

225 

 

3142. 

451.01 

Gefängnis: 

Vergütung der Kantone für Untersuchungs-
gefangene im Gefängnis Sarnen 

  

90 

  

35 

 
 

4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

3100. 

318.60 

7 Gesetzgebungsarbeiten für das neue Kindes- und 
Erwachsenenschutzrecht (in Zusammenarbeit mit dem 
Sozialamt) ist in Erarbeitung. 

5  

3100. 

318.60 

7.4 Justizreform I - III: Verwaltungsrechtspflege(Rechtsweggarantie, 
BGG), Zivilrechtspflege, (eidg. ZPO), Strafrechtspflege (eidg. 
StPO) kann auf 1. Januar 2011 in Kraft gesetzt werden. 

5  

 7 Ausführungsbestimmungen über die Aufenthalts- und 
Verpflegungskosten der Gefängnisinsassen sind an die 
Kostenentwicklung im Gefängniswesen angepasst. 

  

 7 Allgemein-verbindliches Reglement über die 
Gefängnisorganisation, die Einweisungs- und 
Entlassungsmodalitäten, die Betreuungsmodalitäten, die 
Informationsrechte und –pflichten und die Hausordnung im 
Gefängnis ist erstellt. 
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4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 
 
4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2011 bis 2013  

 
Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2011 bis 2013 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

3100. 

318.60 

7 Gesetzgebungsarbeiten für das neue Kindes- 
und Erwachsenenschutzrecht (in 
Zusammenarbeit mit dem Sozialamt). 

11 11 5  

3100. 

318.60 

7 Kantonale Bürgerrechtsgesetzgebung an die 
Bürgerrechtsrevision 2008 des Bundes ist 
anzupassen; Konzept. 

11 11 10  

3100. 

318.60 

7 Kantonale Bürgerrechtsgesetzgebung an die 
Bürgerrechtsrevision 2008 des Bundes ist 
anzupassen; Gesetzgebungsarbeiten. 

12 12 10  

3100. 

318.60 

14.1 Konzept für eine wirkungsorientierte 
Gemeindeführung liegt vor (Anpassung des 
Gemeindeorganisationsrechts in der KV). 

12 11 50  

       

 
 



 

70 

IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
32 Kantonspolizei 
 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Die Kantonspolizei ist für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zuständig. Das Polizeikorps übt die 
gerichtliche Polizei aus und sorgt für den Schutz von Personen, Sachen und Umwelt. Es bekämpft 
alle Formen der Kriminalität aktiv und vorbeugend, verbessert die Sicherheit auf den Strassen und ist 
auf die Bewältigung von ausserordentlichen Lagen vorbereitet. 
Die zur Kantonspolizei zugehörige Abteilung Militär und Bevölkerungsschutz umfasst die Bereiche 
Militär, Zivilschutz und Feuerwehr. Sie überwacht die Inspektions-, Schiess- sowie Dienstleistungs-
pflicht der zugewiesenen Einheiten und erhebt den Wehrpflichtersatz. Sie ist für die Einsatzfähigkeit 
des Zivilschutzes verantwortlich. Sie überwacht die Feuerwehren, sorgt für eine gründliche Ausbil-
dung der Spezialisten und Kader, sorgt auf Stufe Kanton für die Materialbeschaffung bezüglich 
Brandbekämpfung, Öl- und Chemiewehr sowie den Strahlenschutz. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  

 

Gesetz über die Kantonspolizei (GDB 510.1) 
Verordnung zum Gesetz über die Kantonspolizei (GDB 510.11) 
Dienstreglement für das Polizeikorps (GDB 510.111) 
Gesetz über das kantonale Strafrecht (GDB 310.1) 
Verordnung über die Strafrechtspflege (Strafprozessordnung) (GDB 320.11) 
Konkordat über die polizeiliche Zusammenarbeit in der Zentralschweiz (GDB 510.2) 
Beschlüsse Projekt Polizei XXI 
Konkordat IPH (GDB 510.3) 
Vollziehungsverordnung über den Wehrpflichtersatz (GDB 530.41) 
Ausführungsbestimmungen Bevölkerungsschutzgesetzgebung (GDB 540.1, 540.111) 
Ausführungsbestimmungen über den Kantonalen Führungsstab (GDB 540.112) 
Zivilschutzgesetzgebung (GDB 543.1, 543.111) 
Feuerschutzgesetzgebung (GDB 546.1, 546.111, 546.112, 546.113) 
Chemiewehr- und Strahlenschutzverordnung (GDB 780.31) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 VA09 VA10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 11'241'246 12'612'900 12'743'500
Ertrag 12'710'184 10'643'400 11'661'400
Nettoaufwand -1'468'938 1'969'500 1'082'100 1'661'400 2'199'600 2'428'900

Zunahme zum Vorjahr -234.1% -45.1% 53.5% 32.4% 10.4%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 -234.1% -173.7% -213.1% -249.7% -265.4%
Nettoinvestitionen 57'064 2'950'000 2'790'000 570'000 1'000'000 1'000'000  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  
 

4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 

 

V10 in Fr. 1 000.– brutto V09 in Fr. 1 000.– brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnahmen 

3200. 

309.00 

311.10 
 

317.00 

363.00 

434.10 
 

Kommandoabteilung: 

Ausbildung des Personals 

Ersatz Sprachaufzeichnungsgerät für die EZ 
(Umstellung von Analog- auf Digitaltechnik), 

Rückvergütung Spesenauslagen Personal 

Service Leistungsvertrag ILZ 

Einnahmen aus der Grundversorgung, 
AMBS und Vereinbarung mit dem Astra für 
EZ. 

 

139 

79 
 

52 

49 

 
 

 

 

 
 

 

 

 
102 

 

131 

6 
 

29 

56 

 
 

 

 

 
 

 

 

 
102 

3201. 

309.00 

311.10 

311.40 

317.00 

318.60 

363.00 

434.1 

 

437.00 

Verkehrs- und Sicherheitspolizei: 

Ausbildung des Personals 

Ersatz technische Einrichtungen 

Ersatz im Bereich des Fahrzeugparks 

Rückvergütung Spesenauslagen Personal 

Diverse Leistungsvereinbarungen 

Service Leistungsvertrag ILZ 

Einnahmen aus der Grundversorgung) 

 

Busseneinnahmen 

 

41 

40 

61 

52 

74 

293 

 

 

 

 

 

 

 

237 

 

1 800 

 

66 

105 

99 

60 

74 

338 

 

 

 

 

 

 

 

 

376 

 

1 800 

3202. 

311.10 

 
 

 
311.40 

318.60 
 
 

363.00 

434.10 

Kriminalpolizei: 

Ersatzbeschaffungen KRIPO/KTD, u.a. 

- Bedampfungsschrank,           Fr. 18 000
- Wärmeschrank Ninhydrin,     Fr. 18 000
- Doku Prüfgerät (Schengen),  Fr. 26 000 

Ersatz Fahrzeug für Krim. Techn. Dienst 

Div. Leistungsvereinbarungen 

Service Leistungsvertrag ILZ 

Reduktion der Einnahmen aus der Grund-
versorgung  

 

82 

 

 
 

50 

57 

147 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

111 

 

10 

 
 
 

0 

56 

169 

 

 

 

 

 

 

 

 

135 
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3250. 

315.90 
 
 

351.00 
 
 

351.01 

363.00 

366.01 
 
 
 

380.00 

439.00 
 

460.02 

Zivilschutz: 

Anschaffungen Gerätschaften und Fahrzeu-
ge sowie Miete Logistikzentrum (bisher Kto. 
366.01) 

Zahlung an das Ausbildungszentrum Cham 
für Rekrutenschule, Wiederholungs- und 
Weiterbildungskurse 

Entschädigung für Wiederholungskurse 

Informatikaufwand 

Anschaffungen Gerätschaften und Fahrzeu-
ge sowie Miete Logistikzentrum Kägiswil 
über Ersatzbeiträge (ab 1.1.2010 Abwick-
lung über Kto 315.90) 

Einlagen in Fonds. 

Einnahmen aus Ersatzbeiträgen 
(Reduktion Beitragshöhe und Bautätigkeit) 

Bundesbeitrag an Renovationen 

 

216 
 
 

148 
 
 

78 

51 

 
 
 
 

200 

 

 
 
 

 
 
 

 

 

 
 
 
 

 

300 
 

67 

 

46 
 
 

142 
 
 

80 

59 

373 
 
 
 

47 
 
 

 

 

 
 
 

 
 
 

 

 

 
 
 
 

 

420 
 

20 

3251. 

311.40 

352.00 

Schadenwehr: 

Neu- und Ersatzbeschaffungen (Div.) 

Entschädigungen an Sarnen und Engelberg 
für Ausbildung und Einsätze der Stützpunkt-
feuerwehren 

 

70 

70 

 

 

 

 

 

140 

70 

 

 

 

 

 

3252. 

318.01 

318.60 
 

352.00 

352.01 

380.00 

436.10 
 

465.00 
 

465.01 

Feuerwehrkasse : 

Betriebskosten Alarmierungssystem SMT 
750 

Feuerwehrkurse  
(ab 1.1.09 zu 100% zu Lasten Kanton) 

Pauschalbeiträge an Gemeinden   

Ausserordentliche Beiträge 

Einlage in Fonds (Überschuss)  

Rückerstattung Betriebskosten aus SMT 
750 durch Teilnehmer 

Ordentl. Beiträge der Feuerversicherungen 
(Löschfünfer) 

Extrasubvention Feuerversicherungen 

 

78 

260 
 

201 

140 

156 

 

 

 
 

 

 

 

50 
 

730 
 

330 

 

80 

222 
 

201 

100 

301 

 

 

 
 

 

 

 

100 
 

710 
 

330 

3256. 

440.00 

Wehrpflichtersatz: 

Kantonsanteil Bundeseinnahmen  

  

100 

  

100 
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4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  

 
Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

3200. 

506.02 

309.00 

318.90 

 Kommandoabteilung 

Sicherheitsfunknetz Obwalden: Beschaffung Polycom 

Vorbereitung  zur Umsetzung der Justizreform sind getroffen 

Projekte Polizei XXI: Umsetzung erste Projekte 

 

 

2 790 

5 

30 

 

3201. 

301 ff 

309.00 

 Verkehrs- und Sicherheitspolizei 

Verbesserung Nachabdeckung 

Vorbereitung Umsetzung Justizreform 

 

61 

5 

 

3202. 

309.00 

 Kriminalpolizei 

Vorbereitung Umsetzung Justizreform 

 

5 

 

     

 
 
 

 
4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 
4.2.1 Wesentliche voraussehbare Änderungen im Leistungsauftrag des Amtes 2011  

bis 2013  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Neue oder wegfallende Aufgaben > Fr. 50 000.– 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen im Finanzplan in +/./. 
Fr. 1 000.– gegenüber VA10 (Verän-

derungen netto) 

P11 P12 P13 

320x. 

301. ff 

 

Anpassung Leistungsauftrag gemäss neuem Polizeigesetz

 

193 

 

343 

 

493 

320x. 

315.40 

 

Betrieb Sicherheitsfunknetz 

 

0 

 

250 

 

250 
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4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2011 bis 2013  
 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

(neues 
Feld je 
Kosten-
stelle) 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2010/2012 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

3200. 

506.10 
 

318.90 

506.00 

 Kantonspolizei/Kommandoabteilung 

Einsatzleitsystem 
 

Projekt ZCH: Bevölkerungsumfrage 

Ablösung bzw. Ersatz ABI  
(Automatisches Büroinformationssystem) 

  

2011 
2012 

2012 

2013 

 

   100 
1 000 

50 

1 000 

 

3201. 

311.10 
 

311.40 

506.03 

 Kantonspolizei/Verkehrs- und Sicherheitspolizei 

Ersatz mobile Geschwindigkeitsmessanlage 
Ersatz fixe Geschwindigkeitsmessanlage 

Car in Front System für Fahrzeuge Verkehrspoli-
zei VSP  

Ersatzbeschaffung Unfallpikettfahrzeug (Jhg 98); 
Verschiebung von 2010 auf 2012 

  

2012
2013 

 
2012 

2012 

 

150 
235 

 
50 

120 

 

3202. 

318.90 

 Kantonspolizei/ Kriminalpolizei 

METAS: Zertifizierung Kriminaltechnischer Dienst

  

2011 

 

> 120 

 

320x. 

 

506.00 

 Kantonspolizei 

Projekt Polizei XXI  

Einheitsuniform für alle Polizeikorps der Zentral-
schweiz inkl. Logistiklösung (Lagerhaltung) 

  

2011
2012
2013 

 

45 
46 
36 

 

3250. 

315.90  
 

 

 Zivilschutz 

Ersatzbeschaffung Lieferwagen mit Hebebühne 
und Sachentransportanhänger 

Einrichtung und Umzug Logistikzentrum Zivil-
schutz (ev. über Ersatzbeiträge) 

Log.Center Zivilschutz Mitfinanzierung Neubau 
über Ersatzbeiträge 

  

2011 
 

2011 
 

2012 

 

95 
 

300 

 

3251. 

352.00 

 Schadenwehr (Feuerwehr) 

Unterstützungsbeitrag an Neu- oder Ausbau des 
Depots Stützpunktfeuerwehr Sarnen    

  

2011 

 

350 

 

3252. 

318.01 

 Feuerwehrkasse 

Ablösung SMT Alarmierungssystem für Partner 
des Bev. Schutzes 

  

2011 

 

50 

 

 



 

75 

IAFP 2010 bis 2013 
Jahresplanung 2010 

 
 
35 Sozialamt 
 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Das Sozialamt fördert und koordiniert die private und öffentliche Sozialhilfe durch Beratung von 
Behörden und Sozialdiensten. Es führt besondere Beratungs- und Vermittlungsdienste 
(Suchtberatung, Jugendberatung, Ehe- und Familienberatung, Opferhilfeberatung, 
Behindertenberatung und Betagtenberatung) oder überträgt sie an private Institutionen. Das 
Sozialamt beaufsichtigt Heime und Einrichtungen der Sozialhilfe und organisiert die Zuweisung und 
Betreuung von Asylsuchenden und Flüchtlingen. 
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Sozialhilfegesetzgebung (GDB 870.1 und 870.11) 
Verordnung über die Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen (GDB 870.12) 
Ausführungsbestimmungen zum Kindes- und Adoptionsrecht (GDB 211.211) 
Ausführungsbestimmungen über die fürsorgerische Freiheitsentziehung (GDB 870.511) 
Jugendhilfegesetzgebung (GDB 874.1 und 874.11) 
Vollziehungsverordnung zum eidgenössischen Asylgesetz (GDB 113.51) 
Einführungsgesetz zum ZGB (GDB 219.1) 
Heimvereinbarung (GDB 874.3) 
Vollziehungsverordnung zum Opferhilfegesetz (GDB 350.11) 
Gesetz über die familienergänzende Kinderbetreuung (GDB 870.7) 
Ausführungsbestimmungen über die Beiträge in der familienergänzenden Kinderbetreuung (GDB 
870.711) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 20'606'561 12'001'200 13'694'300
Ertrag 6'574'584 4'226'800 5'154'300
Nettoaufwand 14'031'978 7'774'400 8'540'000 9'033'300 9'266'800 9'530'300

Zunahme zum Vorjahr -44.6% 9.8% 5.8% 2.6% 2.8%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 -44.6% -39.1% -35.6% -34.0% -32.1%
Nettoinvestitionen 250'000 250'000  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen  

 
 

4.1 Jahresplanung 2010 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag  

des Amtes 2010  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte –  
Budgetbegründung 
 

V10 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

3500. 

318.60 

365.10 

460.00 

Sozialamt:  

Diverse Arbeiten durch Dritte 

Finanzierung Tagesstätte/Familienplätze 

Bundesbeitrag aus Alkoholzehntel 

 

50 

200 

 

 

 

110 

 

54 

125 

 

 

 

150 

3502. 

365.20 

Beratungen 
Beiträge an verschiedene Massnahmen 

 

63 

  

60 

 

3504. 

365.21 
 
 

460.01 

 

 

Asylsuchende, Flüchtlinge: 

Gesundheits- und Unterstützungskosten Asyl 
Suchende und Flüchtlinge, abzüglich Beitrag 
an Aufwendungen Kanton 

Bundesamt für Flüchtlinge und Migration 
(BFM)-Globalpauschale für 
Gesundheitskosten Asyl Suchende und 
Flüchtlinge Annahme 60 Asyl Suchende und 
15 Flüchtlinge mit wirtschaftlicher Sozialhilfe 

 

1 900 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1 960 

 

 

 

1 160 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

1 220 

 

3506. 

365.22 

365.23 
 
 

365.24 
 
 
 

365.26 
 
 

365.25 
 

365.30 
 
 
 
 

365.31 
 
 

452.00 

 

Heime: 

Rütimattli: Wohnheim Schüler 

Rütimattli: Wohnheim Erwachsene 
(Ende 2008 in 7 Gruppen 54 Personen 
platziert) 

Kantonsbeitrag an die Behindertenwerkstatt 
Hüetli und Gärtnerei mit insgesamt 155 
Arbeitsstellen für Personen mit einer geistigen 
Behinderung 

Kantonsbeitrag an die Werkstatt Tulpenweg 
für 34 Arbeitsstellen für Personen mit einer 
psychischen Behinderung 

Beitrag an Juvenat für sozialpädagogisches 
Wohnen 

Kosten für Platzierungen von Obwaldner 
Jugendlichen in sozialpädagogischen Heimen 
(VA09 inkl./VA10 exkl. Sonderschule und 
sonderpädagogisches Wohnen; neu ab VA10 
bei BKD) 

Kosten für Platzierungen in ausserkatonalen 
Wohnheimen (zu VA09 Nachtragskredit vom 
30.4.09 von 1.2 Mio.) 

Kostenanteil der Gemeinden an auswärtige 
Kosten für sozialpädagogische Wohnheime 
für Jugendliche und Erwachsene sowie Arbeit 
für Erwachsene 
(VA 09 inkl./VA10 exkl. Sonderschule und 
sonderpädagogisches Wohnen; neu ab VA10 
bei BKD) 

 

 

2 500 
 
 

2 420 
 
 
 

445 
 
 

100 

 
1 400 

 
 
 
 

1 900 
 
 

 

 

 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

1 300 

 

 

194 

2 512 
 
 

2 490 
 
 
 

408 
 
 

100 

 
1 700 

 
 
 
 

600 
 
 

 

 

 

 
 

 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

1 100 
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4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010  

 
Kosten- 
stelle/ 
Konto 
 

Massnahmen Auswirkungen V10  
in Fr. 1 000.– brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

3500. 

 
 

318.60 

22 Sozialamt:  

Die Mitarbeit im Projekt der Zentralschweiz zur Umsetzung NFA 
im Heimbereich ist weiterhin sichergestellt. 

Die Gesetzgebung, die Bedarfsplanung und das 
Behindertenkonzept zur Umsetzung des NFA im Heim- und 
Betreuungswesen sind erarbeitet. 

 

 
 

20 

 

3500. 
318.60 

6 Gesetzgebungsarbeiten für das neue Kindes- und 
Erwachsenenschutzrecht (in Zusammenarbeit mit der 
Justizverwaltung) ist in Erarbeitung. Das Konzept liegt vor und die 
künftige Organisationsform der Fachbehörde ist entschieden. 

15  

  Die Evaluation betreffend Finanzierung der ausserfamiliären 
Kinderbetreuung ist gemäss Gesetz über die familienergänzende 
Kinderbetreuung umgesetzt. 

  

  Das Gesetz und die Verordnung über die Jugendhilfe sind in 
Erarbeitung. 

  

3500. 
318.60 

 Das Projekt „Fachstelle für Gesellschaftsfragen“ kann auf 
1. Januar 2011 umgesetzt werden. 

10  

3500. 
562.00 

6 Über den Kantonsbeitrag an das Projekt „Aufbau eines neuen 
Kulturraumes für ältere Jugendliche und junge Erwachsene“ ist 
entschieden. 

250  

     

 
 

4.2 Rollender IAFP 2011 bis 2013 
4.2.1 Wesentliche voraussehbare Änderungen im Leistungsauftrag des Amtes 2011  

bis 2013  
 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Neue oder wegfallende Aufgaben > Fr. 50 000.– 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen im Finanzplan in +/./. 
Fr. 1 000.– gegenüber VA10 

(Veränderungen netto) 

P11 P12 P13 

3506. Kostenentwicklung der Beträge an Wohnheime für 
Jugendliche (sozialpädagogischer Bereich) sowie für 
Arbeits- und Beschäftigungsplätzen von behinderten 
Erwachsenen (rund 3%)  

250 500 750 

3502 Gesundheitsförderung (Kto. 2810) wird in Fachstelle 
Gesellschaftsfragen integriert 

200 200 200 
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4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2011 bis 2013  

 
Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2011 bis 2013 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

3500. 
318.60 

6 Gesetzgebungsarbeiten für das neue Kindes- 
und Erwachsenenschutzrecht (in 
Zusammenarbeit mit der Justizverwaltung) ist in 
Erarbeitung.  

2011 2012 30  

  Die Revision der Gesetzgebung zur 
Jugendarbeit. 

2011 2012   
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36 Verhöramt 
 
 

1 Leistungsauftrag des Amtes  
 
Das Verhöramt führt die Strafuntersuchungen gegen Erwachsene. Soweit es für den 
Untersuchungszweck notwendig ist, kann es beim Polizeikommando Polizeiorgane zur Mitwirkung 
auffordern. Das Verhöramt stellt Strafbefehle aus [Bussen, Geldstrafen, gemeinnützige Arbeit und 
(unbedingte) Freiheitsstrafen bis zu sechs Monaten], verfügt die Einstellung des Verfahrens oder 
beantragt der Staatsanwaltschaft die Überweisung an das Gericht. Verfahrenseinstellungen bedürfen 
der Genehmigung durch die Staatsanwaltschaft. Gegen Strafbefehle betreffend Vergehen und 
Verbrechen kann die Staatsanwaltschaft Einsprache erklären. Das Verhöramt ist zudem zuständig für 
die Verfügung der Administrativmassnahmen gemäss Strassenverkehrsgesetz (Verwarnung und 
Führerausweisentzug). Im weiteren obliegt dem Verhöramt die Behandlung der Gesuche um 
Entschädigung und Genugtuung gemäss Opferhilfegesetz, die Erledigung der Rechtshilfebegehren 
auswärtiger Strafbehörden sowie die Aufsicht über die Haftlokalitäten und die Behandlung der 
Untersuchungsgefangenen.  
 
 

2 Gesetzliche Grundlagen  
 
Gesetz über die Gerichtsorganisation (GDB 134.1) 
Gesetz über das kantonale Strafrecht (GDB 310.1) 
Strafprozessordnung (GDB 320.11) 
 
 

3 Finanzen  
 

R08 V09 V10 P11 P12 P13

Laufende Rechnung:
Aufwand 1'720'832 1'608'400 1'740'300
Ertrag 1'490'551 1'281'000 1'406'000
Nettoaufwand 230'281 327'400 334'300 336'400 325'200 313'600

Zunahme zum Vorjahr 42.2% 2.1% 0.6% -3.3% -3.6%
Zunahme zu 
Rechnung 2008 42.2% 45.2% 46.1% 41.2% 36.2%  
 




